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Zusammenfassung und Ausblick

Das Thema Waldnutzung und Walderhalt war bereits
auf der UN-Konferenz Umwelt und Entwicklung 1992 ei-
nes der dominierenden Verhandlungsthemen und steht
10 Jahre nach Rio unverändert und weitgehend ungelöst
auf der politischen Agenda.

Von Entspannung im Sektor Wald und Waldzerstörung
kann keine Rede sein. Im Gegenteil, der Schwund und
die Degradierung der Wälder weltweit ist ungebrochen.
Den sehr konservativen Berechnungen der FAO zufolge
beläuft sich der jährliche Waldverlust auf 16,1 Millionen
Hektar; deutlich über 90 Prozent entfallen auf die Tro-
pen, wobei sich Südamerika zusehends zur Region mit
dem größten Flächenverlust entwickelt.

Dabei sagt der reine Flächenverlust relativ wenig aus über
den Zustand des Ökosystems Wald. Fragmentierungen
ehemals geschlossener Waldflächen, Degradierung oder
selektive Übernutzung bestimmter Waldressourcen zeich-
nen auf der Ebene biologischer Vielfalt erheblich gravie-
rendere Konsequenzen als der reine Flächenverlust zum
Ausdruck bringt. Davon sind heute bereits riesige Wald-
ressourcen betroffen; in Zentralafrika beispielsweise fin-
den sich große geschlossene Waldformationen nur noch
auf knapp 50 Prozent der Bestückungsfläche.

Die Umwandlung von Wald in landwirtschaftliche Flä-
chen und eine unzureichende Umsetzung bestehender
Waldschutzgesetze gelten heute als die wichtigsten Ursa-
chen der Waldverluste. Dabei darf nicht übersehen wer-
den, dass in den letzten zehn Jahren Zerstörungsur-
sachen prominenter geworden sind, die in früheren

Schadensbilanzen noch eine deutlich geringere Rolle
spielten. Dazu zählt etwa der Ausbau von Großplan-
tagen (z.B. Palmölplantagen in Indonesien oder Soja-
und Eukalyptusplantagen in Brasilien), die fast aus-
schließlich exportorientiert arbeiten und insofern die In-
dustrieländer - die sich stabiler Waldbestände rühmen -
immer stärker in die Mitverantwortung für Waldverluste
im Süden ziehen. Auch der dramatische Verlust an Man-
grovenwäldern geht beispielsweise weitgehend auf das
Konto der Anlage von exportorientierten Garnelenzucht-
anlagen. Vor diesem Hintergrund kann es auch nicht
verwundern, dass heute vom Menschen gelegte Brände
in vielen Waldregionen zu den bedeutendsten unmittel-
baren Zerstörungsursachen zählen.

Anthropogen bedingte Klimaveränderungen spielen
nachweisbar bislang keine signifikante Rolle bezüglich
der Veränderungen von Waldökosystemen und ihren Le-
bensgemeinschaften. Augenscheinlich üben allerdings
Klimaextremereignisse und deren Folgen vielerorts be-
reits einen spürbaren Einfluss aus auf die Flächenver-
nichtung von Wald.

Nationale Politiken und auch die internationale Staaten-
gemeinschaft haben auf die Herausforderung zum Ge-
gensteuern bislang höchst unzureichend reagiert. Im
Rahmen des Rio-Folgeprozesses legte das eingesetzte
Intergovernmental Panel on Forests (IPF) der Kommission
für Nachhaltige Entwicklung (CSD) ein von der interna-
tionalen Staatengemeinschaft verhandeltes Paket von
Aktionsvorschlägen vor, das 1997 von der Sondergene-
ralversammlung der Vereinten Nationen (RIO+5) verab-
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schiedet wurde - eine höchst unverbindliche und in vie-
len Passagen lückenhafte Handlungsvorlage. Zur Unter-
stützung der Umsetzung der IPF-Aktionsvorschläge wurde
dann das Intergovernmental Forum on Forests (IFF) ein-
gesetzt. Dessen im Februar 2000 vorgelegtes Abschluss-
dokument machte weitere 120 Aktionsvorschläge, die al-
lerdings kaum über die des Vorläufergremiums IPF hin-
ausgehen.

Um die Waldverhandlungen auf internationaler Ebene
weiter führen zu können, wurde schließlich das Wälder-
forum der Vereinten Nationen (UNFF) eingerichtet. Die
Unterstellung unter den Wirtschafts- und Sozialausschuss
der Vereinten Nationen (ECOSOC) sollte den auf der
Stelle tretenden Waldverhandlungen größeres Gewicht
beimessen. Ob dies gelungen ist, bleibt auch nach zwei
Arbeitstagungen des UNFF mehr als fraglich.

Grundsätzlich Hoffnungen macht derzeit allein die Be-
handlung des Themas Wald im Rahmen des „Überein-
kommens über die biologische Vielfalt“. Diese Riokon-
vention bietet auch vom politischen Impetus grundsätz-
lich einen geeigneten fachlichen Hintergrund zur Be-
handlung des Themas Wald, weshalb seit vielen Jahren
von NRO immer wieder auf ein Waldprotokoll im Rah-
men dieser Konvention gedrängt wurde.

Inzwischen wurde im Rahmen der Biodiversitätskonven-
tion ein Arbeitsprogramm zur Waldbiodiversität verab-
schiedet und mehrfach beraten, ohne allerdings politisch
verbindliche Ziele zu formulieren.

Die Chance für eine Trendwende zum Schutz der Wälder
und ihrer Artenvielfalt wurde auch auf der jüngsten Ver-
tragsstatenkonferenz in Den Haag eher verpasst. Zwar
haben die Vertragsstaaten dort erstmals ihren politischen
Willen erklärt, das weltweite Artensterben bis zum Jahr
2010 zu stoppen. Doch sie konnten sich bei der Verab-
schiedung des Wald-Arbeitsprogramms weder darauf ei-
nigen, bis wann welche Teilschritte umgesetzt sein sollen,
noch darüber, wie die Arbeit zu finanzieren ist. Der Welt-
gipfel zu Nachhaltiger Entwicklung in Johannesburg
kann und müsste - wenn der Prozess weiter voranschrei-
ten soll - weitere Verhandlungen massiv mit neuem poli-
tischen Gewicht mandatieren.

Zu den vielfältigen Erfahrungen aus zehnjährigem Ver-
handlungsmarathon auf internationaler Ebene gehört
auch, dass - wie immer ein internationales Regelwerk
zum globalen Waldschutz einmal aussehen wird - des-
sen Wirkungspotenzial auf die globale Waldvernichtung

nicht überschätzt werden darf. Zu groß sind bekannter-
maßen die Partikularinteressen von Nationalstaaten an
ihren Waldressourcen wie Waldflächen, als dass ein in-
ternationales Instrument signifikant zu einer Trendwende
in der Vernichtung globaler Waldressourcen beitragen
könnte. Umso bedeutsamer sind und bleiben die Wahr-
nehmung von einzelstaatlicher Handlungsverantwortung
und die von anderen, bereits bestehenden  globalen
Politikinstrumenten.

Die aktuelle Neukonditionierung der Waldpolitik der
Weltbank leistet dazu derzeit alles andere als einen sinn-
fälligen Beitrag. Ebensowenig bieten die GATT-Regulari-
en bis heute einen Schutz vor dem Ausverkauf von Wald-
ressourcen. Und im Rahmen des Kyoto-Protokolls blei-
ben strategische Schlupflöcher etwa bezüglich der Koh-
lenstoff-Fixierung, die letztlich den Abbau von Natur-
waldsystemen zu Gunsten von Energie- und Holzplan-
tagen fördern, gefährliche kontraproduktive Elemente.

Im nationalen Rahmen hat die jüngst von der Bundesre-
gierung verabschiedete Nationale Nachhaltigkeitsstra-
tegie gezeigt, dass das Thema Wald noch immer nicht
als prioritäres Handlungsfeld verstanden wird.; es ist
schlichtweg im ersten Handlungskatalog ausgeblendet.
Hoffnung macht im Bereich deutscher Politikverantwor-
tung derzeit allein ein neues Waldsektorkonzept des
BMZ, das aus mehreren Gründen bemerkenswert ist.
Zum einen deshalb, weil es Sinnzusammenhänge zwi-
schen ökologischen, sozialen und ökonomischen Aspek-
ten des Themas Waldschutz und -nutzung reflektiert und
operational harmonisiert. Zum zweiten, weil es Vergabe-
praxis im Sinne von Nachhaltigkeit konditioniert und da-
mit nicht nur zu einer sinnvollen Handlungsgrundlage
für deutsches EZ-Engagement werden kann, sondern
auch klare Positionen für die nationale Waldpolitik eben-
so wie für internationale Waldverhandlungen vorgibt.

Es ist ein demonstrativer Schritt in die richtige Richtung und
verdiente angesichts der Verantwortung deutscher Verbrau-
cher an der globalen Waldvernichtung auch eine gezielte
Popularisierung im nationalen Nachhaltigkeitsdiskurs.

Umgesetzt worden ist das neue Sektorkonzept bislang
natürlich noch nicht. Es könnte und sollte aber schon
zur Richtschnur deutscher Verhandlungspolitik in Johan-
nesburg werden - und darüberhinaus. Und wer immer
ab Herbst 2002 in Deutschland Regierungsverantwor-
tung trägt, wird von den NRO, vom Forum Umwelt und
Entwicklung an einer solchen Handlungsstringenz ge-
messen werden.
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1. Wie steht es um die Wälder

●  Mit 3.866 Mio. Hektar Land bedecken Wälder fast
ein Drittel der Landfläche der Erde. 25 Prozent davon
entfallen auf Lateinamerika, 23 Prozent auf Russland,
19 Prozent auf Asien, 17 Prozent auf Afrika, 12 Pro-
zent auf Nordamerika und 5 Prozent auf Europa.
Fünf Prozent der Wälder sind Plantagen.

● 47 Prozent aller Wälder sind tropisch, 9 Prozent sub-
tropisch, 11 Prozent gemäßigt und 33 Prozent boreal.

● In den 90er Jahren gingen insgesamt 94 Mio. ha
Wald verloren, das sind 2,4 Prozent der Waldfläche
von 1990. Einem jährlichen Verlust von 14,6 Mio.
Hektar Wald standen eine Neubewaldung (inklusive
Plantagen) von 5,2 Mio Hektar gegenüber.

● Die Fläche der Waldplantagen wuchs in den 90er
Jahren um 3,1 Mio. Hektar pro Jahr. Etwa die Hälfte
davon wurde auf vorher nicht bewaldetem Land an-
gelegt, die andere Hälfte entstand nach der Um-
wandlung von Naturwäldern.

● Der Gesamtwaldverlust (inklusive der Umwandlung
in Plantagen) beläuft sich damit auf 16,1 Mio. Hekt-
ar pro Jahr. Davon entfallen allein 15,2 Mio. Hektar
auf die Tropen.

1.1 Der Zustand der Wälder - ein globaler
Überblick

Im März 2001 stellte die Welternährungsorganisation
FAO ihre jüngste Bestandsaufnahme zum Zustand der
Wälder vor: das Global Forest Resources Assessment
20001. Bei aller Kritik an der Methodik der FAO (siehe
Kasten) ist dies die einzige Statistik, die vergleichbare
Daten für alle Wälder der Welt liefert:

Veränderung der Waldfläche zwischen 1990 und 2000

Daten zusammengestellt aus FAO 2001 (siehe Fußnote 1)

  LandflächeLandfläche   Waldfläche Waldfläche 
19901990   

Waldfläche Waldfläche 
20002000   

Bewaldung Bewaldung 
20002000   

Veränderung Veränderung 
19901990 -- 20002000   

Veränderung Veränderung 
pro Jahrpro Jahr   

  in Mio. ha in Mio. ha in Mio. ha in Prozent in Mio. ha in Prozent  

AfrikaAfrika   2.963,3 702,5 649,9 21,9 -52,6 -0,7 

AsienAsien   3.835,6 737,7 730,2 19,0 -7,7 -0,1 

LateinamerikaLateinamerika   2.017,8 1.011,0 964,4 47,8 -46,7 -0,5 

NordamerikaNordamerika   1.838,0 466,7 470,1 25,6 3,9 0,1 

EuropaEuropa   570,1 171,3 176,3 30,9 4,9 0,3 

GUSGUS   1.789,3 870,8 875,2 48,9 4,4 0,0 

WeltWelt   13.014,1 3.960,0 3.866,1 29,7 -93,8 -0,24 

 

Schönfärberei und eine tendenziöse Inter-
pretation der Daten wird der FAO ange-
sichts der jüngsten Bestandsaufnahme
von Umweltorganisationen vorgehalten,
die im Ergebnis einen Rückgang des jähr-
lichen Waldverlustes auf neun Millionen
Hektar belegen sollen, 20 Prozent weniger
als fünf Jahre zuvorI. Die Kritik fasst eine
Studie des World Resources Institute zu-
sammen, die zeitgleich vorgelegt wurdeII.
Moniert wird nicht nur, dass die FAO be-
reits ab einem Kronendeckungsgrad von
10 Prozent von Wald sprichtIII.

Auf Unverständnis stößt insbesondere,
dass nicht zwischen Naturwäldern und
Plantagen unterschieden wird. So werden
neue Plantagen, die jedes Jahr auf einer
Fläche von mehr als drei Millionen Hektar

angelegt werden, gegen der Verlust der
gleichen Fläche an artenreichen Natur-
wäldern verrechnet.

Wie breit der Spielraum für die Interpretati-
on vorhandener Daten ist, zeigt eine auf
Satellitenbilder gestützte Untersuchung der
Universität von Maryland. Dabei wurde die
Bedeckung des Bodens mit Bäumen oder
Sträuchern gemessen. Bei einem Kronen-
deckungsgrad von zehn Prozent gäbe es
mehr als 6 Milliarden Hektar Wald auf der
Erde, bei 60 Prozent wären es nur noch
1,7 Milliarden Hektar.

Nach einer Studie des Umweltprogramms
der Vereinten Nationen (UNEP) IV belief
sich die Fläche der geschlossenen Wälder
(mit einem Kronendeckungsgrad von mehr

als 40 Prozent) 1995 auf 2.870 Mio. Hekt-
ar oder 21,4 Prozent der Landfläche der
Erde. Fast die Hälfte davon findet sich in
nur drei Ländern: Russland, Kanada und
Brasilien.

I FAO (1995): State of the World´s Forests, Rom
II Emily Matthews (2001): Understanding the
FRA 2000, World Resources Institute, Forest
Briefing No. 1, Washington (http://www.wri.org/
forests/pdf/fra2000.pdf)
III Vier große Kastanien am Rand eines
Fußballfeldes würden ausreichen, um diese
Sportstätte nach FAO-Standards als Wald zu
klassifizieren. In der deutschen Waldstatistik
wird ein Kronendeckungsgrad von 50 Prozent
zugrunde gelegt.
IV UNEP (2001): An Assessment of the Status
of the World´s Remaining Closed Forests,
UNEP / DEWA / TR.01-2, Nairobi

Kritik an den Zahlen der FAO
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● Die Umwandlung für landwirtschaftliche Zwecke war
in den 90er Jahren für 70 Prozent der Waldverluste
verantwortlich. Während in Lateinamerika groß-
flächige Umwandlungen überwogen, waren es in
Afrika eher die Rodungen von Kleinbauern. In Asien
hielten sich beide Faktoren etwa die Waage.

1.1.1 Afrika
Nach Angaben der FAO gingen in Afrika zwischen 1990
und 2000 pro Jahr 0,74 Prozent der Waldfläche verlo-
ren. Das entspricht etwa 5 Millionen Hektar oder der
Fläche Togos. Die höchsten jährlichen Entwaldungsraten
wies Burundi mit 9,0 Prozent auf, gefolgt Ruanda von
mit 3,9 und Niger mit 3,7 Prozent. Die größten Flächen-
verluste hatten in dieser Dekade der Sudan (9,6 Mio.
ha), Zambia (8,5 Mio. ha) und die Demokratischen Re-
publik Kongo (Ex-Zaire, 5,3 Mio. ha) zu verzeichnen2.

Die Umwandlung von Wald in landwirtschaftliche Flä-
chen und eine unzureichende Umsetzung der Wald-
schutzgesetze gehören zu den wichtigsten Ursachen der
Waldverluste. In West- und Zentralafrika wurden für gro-
ße Gebiete Holzeinschlagskonzessionen vergeben. Erst
die hierfür angelegten Straßen und Wege ziehen häufig
eine Besiedlung der Flächen nach sich. 60 Prozent der
zwischen 1990 und 2000 zerstörten Tropenwälder Afri-
kas wurden für kleinbäuerliche Landwirtschaft gerodet.

Das Sammeln von Feuerholz und die Produktion von
Holzkohle sind eine wichtige Ursache für die Degradie-
rung insbesondere von Trockenwäldern und Savannen.
In vielen Ländern West- und Zentralafrikas liefert Holz
immer noch mehr als 80 Prozent des Energiebedarfs der
privaten Haushalte. In Ostafrika beläuft sich der Brenn-
holzbedarf auf 1-2 kg pro Person und Tag. Auf Mada-
gaskar ist das Sammeln von Brennholz die wichtigste Ur-
sache der Entwaldung3.

In Ländern wie Angola, der Demokratischen Republik
Kongo und Sierra Leone tragen Unruhen und kriegeri-
sche Auseinandersetzungen zum Waldverlust bei.

1.1.2 Asien
 Zwischen den beiden größten Waldformationen der Re-
gion gibt es deutliche Unterschiede in der Waldproble-
matik. Während in den Tropenwäldern Südostasiens
zwischen 1990 und 2000 jedes Jahr 2,3 Mio. Hektar
(=1 Prozent der Waldfläche) verloren gingen, stieg die
Fläche der gemäßigten Wälder Ostasiens um jährlich
1,85 Mio. Hektar. Verantwortlich dafür sind in erster Li-
nie Neuanpflanzungen in China4.

Am Beispiel Indonesiens lassen sich viele Entwicklungen
belegen, die auch in anderen Tropenwaldregionen zu
beobachten sind5:

● Noch in den 50er Jahren war Indonesien dicht be-
waldet. 40 Prozent der Wälder des Landes wurden in
den letzten 50 Jahren gerodet. Die Waldfläche ging

Straßen öffnen die Wälder

Während in Europa und den Vereinigten Staaten fast der gesamte
Wald in irgendeiner Form bewirtschaftet wird, sind noch etwa 40
Prozent der Tropenwälder weitgehend unberührt. Etwa die Hälfte
davon droht allerdings in den nächsten Jahren „erschlossen“ zu
werden. An den Rändern ehemals intakter Wälder entwickelt sich
rasch eine Mischung aus Wald- und Landwirtschaft. Die damit ver-
bundene Degradierung und Umwandlung des Waldes wird aber nur
selten als Waldverlust bilanziert.

Eine statistische Erhebung der Waldflächen sagt noch nichts über
deren ökologische Qualität aus. Straßen werden dabei nicht berück-
sichtigt, obwohl sie für eine Reihe von Arten die zur Verfügung ste-
henden Lebensräume ein engen, Migrationsrouten unterbrechen, Zu-
gangswege für nicht einheimische Arten schaffen und insbesondere
an den Waldrändern zu Veränderungen des Mikroklimas führen.
Gleichzeitig ist es erst der Bau von Straßen, der bislang unzugängli-
che Gebiete für Holzeinschlag, Jagd und Besiedlung öffnet.

Die Straßendichte, d.h. die Straßen pro Flächeneinheit, stellt deshalb
einen interessanten Indikator dar, der Aufschluss über den Grad der
Fragmentierung von Waldgebieten geben kann. Eine Untersuchung
der Waldfläche Zentralafrikas zeigt dies anschaulich: Ohne Straßen,
die auf den üblicherweise benutzten Satellitenbildern mit einer Auf-
lösung von einem Kilometer nicht mehr zu erkennen sind, scheinen
zusammenhängende Waldblöcke von mehr als 100 km² Größe 83
Prozent der Waldfläche Zentralafrikas auszumachen. Bezieht man
das bestehende Netzwerk an Straßen aber mit ein, so sind große
Waldblöcke nur noch auf 49 Prozent der Fläche zu finden*.

Eine genauere Untersuchung dieser und anderer Indikatoren könnte
dazu beitragen, ein besseres Bild von Zustand der Wälder, ihrer öko-
logische Qualität und dem Bedrohungspotenzial zu erhalten.

* Emily Matthews et al. (2000): Pilot Analysis of Global Ecosystems - Forest
Ecosystems, World Resources Institute, Washington
(abrufbar unter http://www.wri.org/wr2000)

Fo
to

: v
is

ip
ix

/B
lu

m



8

von 162 auf 98 Mio. Hektar zurück. Lag die Ent-
waldungsrate in den 80er Jahren noch bei 1 Mio.
Hektar pro Jahr, so stieg sie in der ersten Hälfte der
90er Jahre auf 1,7 Mio. Hektar pro Jahr. Seit 1996
wird sie auf 2 Mio. Hektar pro Jahr geschätzt.

● Der massive Ausbau der Sperrholz-, Zellstoff- und
Papierproduktion hat zu einer Holznachfrage ge-
führt, die heute 35-40 Mio. m³ über dem Volumen
liegt, was legal in den Wäldern Indonesiens produ-
ziert werden kann. Viele Holz verarbeitende Firmen
geben offen zu, dass diese Lücke mit illegal einge-
schlagenem Holz gefüllt wird. Sein Anteil wird auf
etwa 65 Prozent des im Jahr 2000 verarbeiteten Hol-
zes geschätzt.

● Für mehr als die Hälfte der Wälder wurden Holzein-
schlagskonzessionen vergeben. Doch obwohl hier
nicht nachhaltig gewirtschaftet wird, sank die legale
Holzproduktion von 17 Mio. m³ (1995) auf weniger
als 8 Mio. m³ (2000). Dieser Rückgang wird zum Teil
durch Holz ausgeglichen, das aus Wäldern stammt,
die zur Rodung für Industrieholz- oder Palmölplan-
tagen freigegeben wurden.

● Fast 9 Mio. Hektar Land sind für den Aufbau von
Industrieholzplantagen vorgesehen. Ein großer Teil
davon waren Naturwälder, die bereits gerodet wur-
den oder in Kürze gerodet werden. Allerdings sind
bislang nur 2 Mio. Hektar bepflanzt worden, haupt-
sächlich mit einer Akazienart (Acacia mangium).
7 Mio. Hektar ehemaliges Waldland liegt brach.

● Bis 1997 sind 7 Mio. Hektar Land für den Aufbau
von Palmöl- und anderen Plantagen freigegeben
worden. Seit 1985 sind auf 2,6 Mio. Hektar Palmöl-
plantagen entstanden, 1-1,5 Mio. Hektar wurden
mit anderen Plantagen bepflanzt. Die restlichen
3 Mio. ha liegen brach.

● Für die Besitzer der Plantagen ist Feuer ein willkom-
menes Mittel, um weiteren Wald zu roden. Als in ei-
nigen Jahren auf Grund von El-Niño-Ereignissen der
Monsun-Regen ausblieb, führte dies zu unkontrol-
lierten Feuern von bislang nicht gekannten Ausma-
ßen. 1994 verbrannten mehr als 5 Mio. Hektar
Wald, 1997-98 waren es weitere 4,6 Mio. Hektar.

1.1.3 Lateinamerika
Neben 834 Mio. Hektar Tropenwald gibt es in Latein-
amerika weitere 130 Mio. Hektar gemäßigter und
Trockenwälder. Im Amazonasbecken finden sich mehr
als 20 unterschiedliche Regenwaldtypen, darunter die
Ökosysteme mit der höchsten biologischen Vielfalt.

Die höchsten Entwaldungsraten (1,2 Prozent pro Jahr)
finden sich in Mittelamerika, die größten Flächenverluste
in Amazonien. 190 der 418 Mio. Hektar natürlicher
Wälder, die in den letzten 30 Jahren verloren gingen,
standen in Südamerika6.

Nach neuesten Zahlen des Brasilianischen Institutes für
Weltraumforschung (INPE) hat Amazonien zwischen Au-
gust 1999 und August 2000 weitere 1,8 Mio. Hektar
Wald verloren. Gegenüber dem Vorjahreszeitraum stieg
die Entwaldungsrate um 5 Prozent. Für das folgende
Jahr (2000 bis 2001) wird eine Verringerung der Ent-
waldungsrate um 13 Prozent auf 1,5 Mio. ha geschätzt.

Mit 2,9 Mio. ha pro Jahr erreichte die Zerstörung der
brasilianischen Regenwälder 1994 und 1995 seinen Hö-
hepunkt. Seitdem liegt der jährliche Waldverlust zwischen
1,5 und 1,8 Mio. ha. Nur 1997 sank er auf 1,3 Mio. ha.

Von ursprünglich 400 Mio. ha Wald hat Brasilien bis-
lang etwa 60 Mio. ha verloren. Mehr als ein Viertel die-
ser Fläche (16,5 Mio. ha) wurde nach der Rodung nur
kurzfristig genutzt und dann verlassen, da die Böden für
eine landwirtschaftliche Nutzung nicht geeignet sind7.

Die Hauptursache des Waldverlustes liegt hier in der
Ausweitung landwirtschaftlicher Flächen. Agroindustrielle
Betriebe haben in Brasilien, Bolivien und Paraguay gro-
ße Flächen für die Sojaproduktion gerodet, in Brasilien
außerdem für den Kaffeeanbau und in Mittelamerika,
Kolumbien und Ecuador für Bananenplantagen. Offene
und versteckte Subventionen sind in vielen Ländern der
Region die treibende Kraft hinter der Ausweitung von
Rinderweiden.

Der Holzeinschlag zieht Entwaldung nach sich, da er die
Wälder für eine Besiedlung durch Kleinbauern öffnet.
Insbesondere der Bau von Straßen trägt zur Waldzer-
störung bei: pro Kilometer Straße werden in der Folge
400 bis 2.000 ha Wald gerodet. Auf Grund von Stra-
ßenbau stieg die Entwaldung im brasilianischen Bundes-
staat Pará zwischen 1972 und 1985 von 0,6 auf 17,3
Prozent der Landesfläche8.

1.1.4 Nordamerika
Wälder bedecken 26 Prozent der Landfläche Nordameri-
kas: 245 Mio. Hektar in Kanada und 226 Mio. Hektar
in den USA. Nach Angaben der FAO hat sich die Wald-
fläche in Kanada im letzten Jahrzehnt kaum verändert,
während in den USA im gleichen Zeitraum 3,9 Mio.
Hektar hinzugekommen sind9.

Diese Zahlen sagen allerdings nichts darüber aus, wie
sich der Zustand der Wälder verändert hat. Natürliche
Waldökosysteme bilden immer noch die unverzichtbare
Grundlage der kanadischen Holzwirtschaft. Auf einer
Fläche von etwa 1 Mio. Hektar werden hier jedes Jahr
ca. 175 Mio. m³ Holz eingeschlagen. Dabei handelt es
sich größtenteils um Kahlschläge, die anschließend neu
bepflanzt werden. Da diese Sekundärwälder erst in 60
bis 80 Jahren kommerziell interessant sind, findet der
Holzeinschlag weiterhin in Naturwäldern statt10. Beson-
ders betroffen sind hiervon die gemäßigten Regenwälder
an der Westküste Amerikas.
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Noch gravierender ist die Situation in den USA. Wäh-
rend alte Naturwälder (Old Growth Forests) in den 50er
Jahren noch knapp die Hälfte der Waldfläche ausmach-
ten, sank ihr Anteil bis heute auf weniger als 20 Pro-
zent11.

1.1.5 Europa und Russland
Für Europa verzeichnen die Statistiken der FAO für das
letzte Jahrzehnt einen Waldzuwachs von 3,6 Mio. ha pro
Jahr12. Urwaldähnliche Bestände nehmen in Mitteleuro-
pa allerdings nur noch verschwindend geringe Flächen
ein. Vielerorts bestimmen artenarme Forste und alters-
gleiche Bestände das Bild, häufig mit einem hohen An-
teil nicht heimischer Baumarten.

Die Belastung mit Luftschadstoffen ist eine der wichtig-
sten Ursachen für Waldschäden, die mittlerweile in ganz
Europa zu beobachten ist. Nach einer 1999 europaweit
durchgeführten Untersuchung werden nur 36 Prozent
der untersuchten Bäume als „gesund“ eingestuft (ohne
Nadel- oder Blattverlust). 41 Prozent weisen bis 25 Pro-
zent Laubverlust auf, „geschädigt“ sind 23 Prozent (mehr
als 25 Prozent Laubverlust). Im Vergleich zu einer 1992
durchgeführten Untersuchung verschlechterte sich die Si-
tuation an 30 Prozent der Beobachtungsstandorte, in
15 Prozent der Fälle verbesserte sie sich. Die Verschlech-
terungen waren hauptsächlich in der Mittelmeerregion
zu beobachten, Verbesserungen in West- und Mitteleuro-
pa13.

Mit 850 Mio. Hektar gemäßigter und borealer Wälder ist
die Russische Förderation das waldreichste Land der Erde.
Mit dem wirtschaftlichen Niedergang der GUS-Staaten
ging auch der Holzeinschlag zurück. Nach offiziellen
Angaben war er Ende der 90er Jahre auf weniger als
ein Drittel dessen gesunken, was in den 70er und 80er
Jahren eingeschlagen wurde14. Umweltorganisationen
beklagen aber eine starke Zunahme des illegalen Holz-
einschlags. Sein Anteil am Holzhandel mit der EU wird
auf 20 bis 30 Prozent geschätzt.

Besonders gravierend ist die Situation im Osten Russ-
lands. An der Grenze zu China sind bereits drei Viertel
der Wälder gerodet. Bis zu 50 Prozent des Holzes wurde
illegal eingeschlagen und  nach China geschmuggelt15.

Etwa ein Viertel der Wälder Russlands kann heute noch
als „unberührt“ bezeichnet werden. Mehr als die Hälfte
davon liegt in nur fünf Regionen Sibiriens. Genauere
Angaben liegen bislang nur für den Norden des euro-
päischen Teils Russlands vor, aus dem etwa 50 Prozent
der Holzexporte des Landes stammen. Nur 14 Prozent
der 32 Mio. ha borealer Wälder finden sich noch in re-
lativ ungestörten Waldblöcken von wenigstens 50.000
Hektar Größe. Aber auch sie sind in Gefahr, denn die
für den Holzeinschlag interessantesten Gebiete sind bis-
lang nicht gesetzlich geschützt16.

Waldzerstörung durch Feuer

Neben der Umwandlung von Wäldern für Landwirtschaft oder Infra-
strukturprojekte und ihrer zunehmenden Degradierung ist Feuer heute
die wichtigste Zerstörungsursache für Wälder. Verglichen mit der Anzahl
von Menschen gelegter Feuer ist die Zahl der natürlichen Waldbrände
heute fast vernachlässigbar.
Nach einer Untersuchung von UNEP gehen heute etwa 90 Prozent der
weltweit verbrannten Biomasse auf Grund menschlicher Aktivitäten in
Flammen auf*. Feuer werden in zunehmendem Maße gelegt, um Wälder
in Plantagen, Äcker oder Rinderweiden zu verwandeln. Daneben wer-
den sie auch zunehmend beim Streit um Landrechte eingesetzt.

1997 und 1998 kam es in vielen tropischen Regionen zu ungewöhnlich
starken Waldbränden. Ursache waren die auf Grund eines El Niño Er-
eignisses unterdurchschnittlich niedrigen Regenfälle. In Brasilien ver-
doppelte sich die Zahl der Waldbrände von 1996 auf 1997. Im folgen-
den Jahr stiegen sie um weitere 86 Prozent an. Dabei gingen die Feuer
von landwirtschaftliche Flächen aus und drangen in Wälder vor, die zu-
vor noch nie gebrannt hatten.

Damit wird ein Kreislauf in Gang gesetzt, der kaum noch unter Kontrolle
zu bringen ist. Das erste Feuer öffnet das Kronendach. Das einfallenden
Sonnenlicht und die zunehmende Luftbewegung führen zu einem stärke-
ren Austrocknen des Waldbodens. Totholz und eindringende Gräser er-
höhen die Menge an brennbarem Material, so dass die folgenden
Brände wesentlich heftiger sind und sich schneller ausbreiten. Wäh-
rend das erste Feuer weniger als 45 Prozent der Bäume mit einem Brust-
höhendurchmesser von mehr als 20 cm dauerhaft schädigen, führen
die folgenden Feuer zum Absterben von bis zu 98 Prozent dieser Bäu-
me**. Damit besteht die Gefahr, dass große Tropenwaldgebiete langfri-
stig in Savanne oder Buschland umgewandelt werden.

Auf Grund fortschreitender Veränderungen im Klimageschehen ist da-
von auszugehen, dass die Schädigung der Wälder durch Feuer auch
außerhalb der Tropen zukünftig erheblich zunehmen wird.

* UNEP (1999): Wildland Fires and the Environment: A Global Synthesis.
UNEP/DEIAEW/TR.99-1.
** M. A. Cochrane (1999): Positive Feedbacks in the Fire Dynamic of Closed
Canopy Forests, Science, Bd. 284: 1832-1835
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1.1.6 Resümee
Ein vergleichender Überblick über die Wälder der Erde
zeigt deutliche Unterschiede in der Waldentwicklung zwi-
schen Nord und Süd. Während die Waldökosysteme der
Tropenregionen kontinuierlich - regional dramatisch -
schwinden, belegen die statistischen Daten für die mei-
sten Industrieländer einen Zuwachs der Waldfläche. Die-
se sagen allerdings nichts aus über die ökologische Qua-
lität der Wälder. Der Trend beispielsweise, ursprüngliche
Waldökosysteme in artenarme Forste zu „entwickeln“, ist
in den gemäßigten Waldsystemen ungebrochen. Damit
geht ein Verlust der biologischen Vielfalt von stellenweise
deutlich über 50 Prozent einher, zusätzlich eine Verfrem-
dung der Baumbestockung durch eingeführte Fremd-
arten. Der qualitative Waldverlust bleibt damit ein durch-
gängiges globales Problem.

In den Entwicklungsländern ist die Umwandlung von
Wald in landwirtschaftliche Flächen weiterhin die wichtig-
ste Zerstörungsursache. Als unmittelbare Faktoren sind
gleichgewichtig zu nennen: die Vernichtung intakter
Waldflächen zu Gunsten indrustrieller Plantagenwirt-
schaft und die kleinbäurerliche Besiedlung, für die im
Bereich der Primärwälder der exportorientierte Holzein-
schlag mit seinen infrastrukturellen Erschließungsmaß-
nahmen unverändert ein bedeutsamer Aufschlussfaktor
bleibt. Die Schaffung neuer Zugangswege beschleunigt
dabei auch die Fragmentierung der Wälder und Feuer
ist zum wichtigsten Werkzeug für ihre endgültige Zerstö-
rung geworden.

Waldumwandlung zugunsten von Plantagenwirtschaft
(sowohl für den Holz- wie für den Agrarsektor) nimmt re-
gional gefährliche Ausmaße an. Wie das Beispiel Indo-
nesien zum Ende der 90er Jahre zeigt, hat die rück-
sichtslose Waldumwandlung in diesem Sektor teilweise
zu dramatischen Sekundärschäden geführt. Die Situation
wird insgesamt dadurch verschärft, dass klimatische Ver-
änderungen zu zunehmend unkontrollierbaren Folgen
von Brandeingriffen im Rahmen von Waldrodungen füh-
ren - ein Trend, der sich zukünftig voraussichtlich noch
verschärfen wird.

Globale wie regionale Waldschadensbilanzen  bzw.
Waldstatistiken blenden unverändert wichtige Aspekte
der Ursachenanalyse wie der Folgenabschätzung aus.

Dabei wäre die Entwicklung wirkungsvoller Maßnahmen
zum Walderhalt und seiner nachhaltigen Nutzung essen-
tiell von systematischen Ursachenanalysen wie Folgeab-
schätzungen abhängig.

10 Jahre nach Aufgreifen des Waldthemas durch den
UNCED-Prozess kann daher von keinerlei Entspannung
im Sektor Wald und Waldzerstörung die Rede sein - im
Gegenteil, die globalen Waldressourcen sind zusätzlich
durch neue Qualitäten der Zerstörungsmuster bedroht.

1.2 Der Verlust biologischer Vielfalt

Wälder sind die Landökosysteme mit der größten biolo-
gischen Vielfalt. Und Biodiversität, auf der genetischen,
der Arten- wie der Ökosystemebene, ist ein Indikator für
den Zustand der Wälder. Das Messen biologischer Viel-
falt bereitet allerdings noch viele Probleme. Zum einen
sind die meisten Tier- und Pflanzenarten heute immer
noch unbekannt. Nur etwa 1,5 Millionen Arten sind wis-
senschaftlich beschrieben. Ihre Gesamtzahl wird aber
auf 5 bis 30 (und mehr) Millionen geschätzt. Zum ande-
ren fehlen selbst in den Industrieländern die Ressourcen
für detaillierte - auch indikative - Bestandsaufnahmen.
Genauere Untersuchungen konzentrieren sich bislang
auf wenige Tier- und Pflanzengruppen.

Obwohl zunehmend mehr Informationen über Umfang
und Ursachen des Waldverlustes zur Verfügung stehen,
bleibt es schwer, daraus zu erwartende Artenverluste zu
prognostizieren. Die bisherigen Berechnungen basieren
nicht auf einem beobachteten Artenrückgang, sondern
auf Modellrechnungen der Biogeographie, die die An-
zahl der Arten mit der Größe des zur Verfügung stehen-
den Lebensraumes korrelieren. Die am häufigsten ver-
wendete Beziehung zwischen Arten und Fläche geht da-
von aus, dass ein Habitatverlust von 90 Prozent mit dem
Verlust der Hälfte der dort lebenden Arten verbunden
ist17. Basierend auf Hochrechnungen über den zu erwar-
tenden Rückgang der Tropenwälder - als artenreichste
Waldökosysteme - wurde der damit verbundene Arten-
verlust auf zwei bis fünf Prozent aller Arten pro Jahrzehnt
beziffert18.

Bäume zählen zu den wenigen, relativ gut untersuchten
Artengruppen. Die Zahl der Baumarten wird weltweit auf

Waldumwandlung zugunsten von Planta-
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etwa 100.000 geschätzt. Ein Fünftel findet sich in den
gemäßigten Wäldern. Die Zahl der tropischen Baum-
arten beruht bislang nur auf Schätzungen. Informatio-
nen über die Bedrohung von Baumarten sind eine wich-
tige Voraussetzung für die Planung von Schutzmaßnah-
men bzw. einer nachhaltigen Nutzung. Die Vielfalt an
Baumarten dient zudem häufig als ein Ersatzmaß für ge-
samte biologische Vielfalt des jeweiligen Waldökosystems.

Nach einer Untersuchung des World Conservation Moni-
toring Centre sind mehr als 8.700 Baumarten mehr oder
weniger stark bedroht. Zu den wichtigsten Bedrohungs-
ursachen gehört der Holzeinschlag (1.290 Arten), die
Landwirtschaft (919 Arten), die Ausbreitung von Sied-
lungsflächen (751 Arten) und Weidewirtschaft (417 Ar-
ten)19. Die Tatsache, dass 15 Prozent der bedrohten
Baumarten allein wegen des Holzeinschlags vom Aus-
sterben bedroht sind, unterstreicht die Ergebnisse ande-
rer Studien, die die Öffnung bislang unberührter Wälder
durch die Infrastrukturmaßnahmen der Holzindustrie als
die größte Gefahr für die verbliebenen Primärwälder
identifizieren20.

1.3 Auswirkungen von Klimaveränderungen

Wälder haben eine direkte Einwirkung auf das Kontinen-
talklima, denn sie beeinflussen Bodentemperatur, Evapo-
transpiration, Windgeschwindigkeit, Wolkenbildung und
Niederschlag. Darüber hinaus spielen Wälder eine wich-
tige Rolle im globalen Kohlenstoffkreislauf. Aufgrund ihrer
großen Biomasse speichern Wälder etwa 40 Prozent des
Kohlenstoffs aller Landökosysteme21. Die Zerstörung von
Wäldern trägt jährlich mit etwa 20 Prozent zu den von
Menschen verursachten Kohlenstoffemmissionen bei22.

Nach dem jüngsten Bereicht des Intergovernmental Panel
on Climate Change wird die mittlere Temperatur auf der
Erdoberfläche auf Grund der von Menschen verursach-
ten Emmission von Klimagasen (neben Kohlendioxid
sind dies in erster Linie Methan und Disticksoffoxid) bis
zum Ende des Jahrhunderts um bis zu 5,8°C steigen23.
Modellrechnungen gehen davon aus, dass bereits die
langfristige Erhöhung der Durchschnittstemperatur um
1°C regionale Klimaveränderungen nach sich zieht, die
deutliche Auswirkungen auf Wachstum und Regenera-
tionsfähigkeit der Wälder vieler Regionen haben wird. Im
Vergleich zu der Geschwindigkeit, mit der Bäume wach-
sen, sich reproduzieren und neue Flächen besiedeln, fin-
den die zu erwartenden Klimaveränderungen relativ
schnell statt. Obwohl die Netto-Produktivität auf Grund
der höheren Verfügbarkeit von Kohlenstoff aus der Luft
steigen könnte, droht die Gesamtbiomasse der Wälder
auf Grund von zunehmendem Krankheits- und Schäd-
lingsbefall, Dürren und Feuer abzunehmen:

● Die Auswirkungen der Klimaveränderunge werden in
den nördlichen Breiten am deutlichsten sein. Hier ist
mit einem Verlust der südlichen borealen Wälder, ei-
ner nur langsamen Verlagerung der Tundrazone

nach Norden sowie zunehmenden Feuern und grö-
ßerem Schädlingsbefall zu rechnen.

● Das Verbreitungsgebiet gemäßigter Wälder wird sich
nur geringfügig verändern, aber insbesondere in
Wäldern auf trockenen Standorten wird es zu einer
deutlichen Veränderung der Artenzusammensetzung
kommen.

● Solange die Zerstörung der Tropenwälder im derzeiti-
gen Umfang fortgesetzt wird, haben Klimaverände-
rungen einen geringeren Einfluss auf diese Wälder
als die Umwandlung in landwirtschaftliche Flächen.
Die wichtigste Auswirkung der Klimaveränderungen
wird hier eine Verringerung der verfügbaren Wasser-
menge sein24.

1.4 Soziale Auswirkungen25

Überall auf der Welt gibt es eine Vielzahl von Interessen-
gruppen, die an den verschiedenen Ressourcen der Wäl-
der interessiert sind. Denn Wälder sind die Heimat vieler
Millionen Menschen, denen sie nicht nur Nahrung, Feu-
erholz, Baumaterialien und Medizinalpflanzen liefern.

Regionale Analyse der Wirkung
von Klimaänderungen auf Wälder
in Brandenburg

Bereits seit 30 Jahren werden Simulationsmodelle entwickelt, die die
langfristige Waldentwicklung (Sukzession) und die natürliche Baum-
artenzusammensetzung in unbewirtschafteten Wäldern simulieren. Am
Potsdamer Institut für Klimaforschung wurden die vorhandenen Klima-
und Bodendaten für das Land Brandenburg in ein Modell umgesetzt,
das die Auswirkung von Klimaveränderungen auf das Baumwachstum
abbildet.

Mit steigenden Temperaturen verschwindet die Buche fast völlig und die
Wälder werden von trockenheitsresistenten Baumarten wie Eiche, Kiefer
und Linde bestimmt. Die Unterschiede in der Baumartenzusammen-
setzung zwischen den Simulationen mit Szenario +1.5 °C und +3 °C
sind auffallend gering, da das Szenario +3 °C eine höhere Jahres-
summe des Niederschlags aufweist als Szenario 1.5 °C und so offen-
sichtlich die Wirkungen der höheren Temperaturjahresmittel kompen-
siert wird. Der Trend dieser beiden Szenarien gegenüber dem Basis-
szenarium führt also deutlich zu Verschiebungen der Baumarten-
zusammensetzung hin zu wärmeliebenden Laubmischwäldern auf den
besseren und Kiefernmischwäldern auf den ärmeren Standorten*.

Diese Informationen aus den Szenarienrechnungen können in der
Forstwirtschaft für die Entscheidungen über Waldumbau und Bewirt-
schaftung eingesetzt werden.

* M. Stock und F. Toth, Hg. (1996): Mögliche Auswirkungen von
Klimaänderungen auf das Land Brandenburg, Potsdam Institut für
Klimaforschung, Potsdam
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Auf lokaler und regionaler Ebene erhalten sie die Boden-
fruchtbarkeit und sichern die Versorgung mit Trinkwasser
in Wassereinzugsgebieten. Sie sind von globaler Bedeu-
tung für die Regulierung von Klima und Wasserkreislauf,
für den Erhalt der biologischen Vielfalt und wichtiger
ökologischer Prozesse. Gleichzeitig können Wälder (bzw.
das Land, auf dem sie stehen) aber auch Holz, Öl und
Mineralien liefern - oder sie können für die landwirtschaft-
liche Produktion genutzt werden. Schließlich haben Wäl-
der für viele Menschen einen spirituellen oder ästhetischen
Wert. Es gibt also ein großes öffentliches Interesse.

Die Ursache vieler Konflikte über die Nutzung von Wäl-
dern liegt in der Frage, wem sie gehören und wer das
Recht hat, darüber zu entscheiden, was mit ihnen ge-
schieht. Indigene Völker beanspruchen traditionelle Land-
rechte für einen großen Teil der verbliebenen Primärwälder.
Diese Ansprüche müssen respektiert werden, bevor über
eine anderweitige Nutzung der Wälder entschieden werden
kann. Die Missachtung dieser Rechte ist jedoch an der Ta-
gesordnung, sowohl im Norden als auch im Süden.

Viele Waldkonflikte werden von einem übergroßen Un-
gleichgewicht politischer Macht beherrscht. Viele Beispie-
le belegen, dass die Menschen, die unmittelbar im und
vom Wald leben und am deutlichsten von ihm abhängig
sind, zu den am stärksten marginalisierten Gruppen der
Gesellschaft gehören (s. Kästen). Oft leben sie in Armut
und haben kaum die Möglichkeit, sich an politischen
Entscheidungsprozessen zu beteiligen.

Im Gegensatz dazu verfügen wirtschaftliche Interessen
häufig über beachtliche Einflussmöglichkeiten. Holz-
firmen und Landspekulanten haben dort den größten Er-
folg, wo schwache Regierung öffentliche Interessen am
Wald unzulänglich vertreten26. Oder, wie es die World
Commission on Forests and Sustainable Development
formuliert: „ ... governments in cash-strapped countries
are often no match for powerful commercial interests“27.

Dieses Ungleichgewicht ermöglicht es der einen Gruppe,
ihre Interessen auf Kosten der anderen durchzusetzen.
Da sie ihre Positionen an den Verhandlungstischen nicht
einbringen können, sind politisch schwache Gruppen
von Entscheidungsprozessen weitgehend ausgeschlos-
sen. Ihnen bleibt nur der Protest, der häufig zu ernsthaf-
ten Konflikten führt. Wenn es in der Folge zu einer Ver-
letzung von Menschenrechten kommt, ist dies letzlich ein
weiterer Ausdruck der ungleichen Machtverteilung zwi-
schen den Interessengruppen.

Die Verbrechen gegen Waldaktivisten reichen von Ein-
schüchterung bis Mord. Doch polizeiliche Untersuchun-
gen gibt es kaum - und zu Verurteilungen kommt es
noch seltener. Das brasilianische Komitee der Land-
pastoralen berichtet von 594 Morden an Kleinbauern im
Zeitraum von 1988 bis 1997. Nur in 86 Fällen kam es
zu einer Gerichtsverhandlung28.

Kanada:
Umweltschützer, die im Elaho Tal in British Columbia gegen den Holz-
einschlag der Firma Interfor protestierten, wurden im September 1999
zusammengeschlagen. Ein Jahr später wurde die 72jährige Betty
Krawczyk zu einem Jahr Gefängnis verurteilt, weil sie an einem friedli-
chen Protest gegen den Holzeinschlag teilgenommen hatte. Fünf Holz-
fäller, die für die Gewalttätigkeiten im September 1999 verurteilt wur-
den, erhielten ein Jahr auf Bewährung.

(weitere Informationen vom Canada Wilderness Committee,
www.wildernesscommittee.org)

Nigeria:
Arolika Irowainu und Jola Ogungbeje vom Volk der Ilaje wurden im
Mai 1998 von Soldaten erschossen. Der amerikanische Ölkonzern
Chevron fördert seit 30 Jahren Öl auf dem Land der Ilaje, das große
Mangrovenwälder umfasst, und hat dabei zahlreiche Umweltprobleme
verursacht. Nachdem Chevron-Mitarbeiter mehrfach nicht zu geplanten
Besprechungen erschienen waren, besetzte eine Gruppe der Ilaje fried-
lich ein Boot der Firma. Kurz darauf wurden sie aus drei Hubschraubern
von Soldaten angegriffen.

(weitere Informationen von Human Rights Watch,
bmanby@gn.apc.org)

Thailand:
Jurin Ratchapol protestierte mehrfach bei der Polizei gegen das Vor-
dringen von Garnelenfarmen in die Mangrovenwälder im Thalang Di-
strikt. Am 30. Januar 2001 wurde er erschossen, als er in der Nähe der
Watchara Garnelenfarm Cashewnüsse sammelte. Ein Arbeiter der Farm
wurde festgenommen und angezeigt.

(weiter Informationen vom Mangrove Action Network,
mangroveap@olympus.net)

Wälder sind die Heimat vieler Millionen Menschen, denen sie nicht nur Nahrung, Feuerholz,
Baumaterialien und Medizinalpflanzen liefern.
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2. Internationale politische
Entwicklungen

2.1  Internationale Waldpolitik im Rio-
Folgeprozess

Im Laufe der 80er Jahre konnte dank intensiver Aufklä-
rungsarbeit zahlreicher Nichtregierungsorganisationen
und Wissenschaftler einer breiten Öffentlichkeit deutlich
gemacht werden, dass Wälder weltweit durch mehrere
Ursachenkomplexe in dramatischer Geschwindigkeit ge-
schädigt und vernichtet werden. Dies führte nicht zuletzt
zu dem Beschluss des G7-Wirtschaftsgipfels von 1990,
ein globales Abkommen oder eine Konvention zum
Schutz der Wälder anzustreben. Gleichzeitig wurde von
den Vereinten Nationen das Thema Wald zur Behand-
lung auf der UN-Konferenz über Umwelt und Entwick-
lung (UNCED) 1992 in Rio de Janeiro vorbereitet.

Wichtige Ergebnisse des „Erdgipfels“ zum Schutz der
Wälder sind die Agenda 21, die sich in Kapitel 11 mit
dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung von Wäl-
dern, das Übereinkommen über die Biologische Vielfalt,
die Klimarahmenkonvention und die Walderklärung
(Forest Principles).

1995 wurde der Intergovernmental Panel on Forests (IPF)
eingerichtet, um „nach Konsens zu suchen und Vor-
schläge für weitere Aktivitäten gegen Entwaldung und
Degradierung von Wäldern zu formulieren und das Ma-
nagement, den Schutz und die nachhaltige Nutzung al-
ler Arten von Wäldern zu fördern.“ Er legte der Kommis-
sion für Nachhaltige Entwicklung (CSD) ein von der in-
ternationalen Staatengemeinschaft verhandeltes Paket
von Aktionsvorschlägen vor, das im Juni 1997 von der
Sondergeneralversammlung der Vereinten Nationen
(RIO+5) verabschiedet wurde.

Als wichtigste Ursachen der Entwaldung nennt der IPF
Armut und Unterentwicklung. Holzeinschlag, Besied-
lung, die Umwandlung in landwirtschaftliche Flächen,
Bergbau und Ölsuche werden laut IPF erst dann zu ei-
nem Problem, wenn sie illegal oder nicht in Übereinstim-
mung mit den nationalen Gesetzen durchgeführt wer-
den. Damit wurde die Legalität zum Maß aller Dinge ge-
macht, unabhängig davon, wie gravierend die Eingriffe
oder wie unzureichend die nationalen Gesetze sind.

Auch die Rechte der indigenen und der lokalen Bevölke-
rung finden nur am Rande Erwähnung. Auf das Betrei-
ben einzelner Länder hin wurden alle entsprechenden
Paragraphen so geändert, dass sich daraus keine zu-
sätzlichen Verpflichtungen ableiten lassen. Ob Landrech-
te oder traditionelles Wissen - anerkannt und respektiert
zu werden brauchen sie nur, wenn dies „den verfas-
sungsmäßigen und gesetzlichen Regelungen eines Lan-
des“ entspricht.

Deutliche Worte findet der IPF dort, wo es um den Han-
del mit Holz geht. Im Abschlussbericht wird etwa gefor-
dert, dass „Umweltinteressen nicht zu versteckten Han-
delshemmnissen führen dürfen“. Einschränkungen des
internationalen Handels werden gar als Ursachen der
Waldzerstörung identifiziert. Der freie Handel wird damit
zu einem unumstößlichen Prinzip erhoben, das weder
begründet werden muss, noch in Frage gestellt werden
darf.

Die Aktionsvorschläge des IPF zeigen große Unterschiede
in Art und Umfang ihrer Empfehlungen. Dies reicht von
allgemeinen Prinzipien und Richtlinien über unverbind-
liche Aufträge an UN-Organisationen und bestehende
Konventionen bis zu einigen wenigen Empfehlungen, die
konkrete Umsetzungsschritte fordern. Dazu gehört auch
der Auftrag, Nationale Waldprogramme zu erarbeiten31.

IFF und UNFF
Zur Unterstützung der Umsetzung der IPF-Aktionsvor-
schläge wurde das Intergovernmental Forum on Forests
(IFF) eingesetzt, das 1997 seine Arbeit aufnahm. Zu sei-
nem Auftrag gehörte auch, mögliche Elemente eines
rechtlich verbindlichen Instruments für den Waldbereich
zu identifizieren. Die Diskussionen kreisten allerdings
mehr um Themen wie „nationale Souveränität“, „unein-
geschränkter Handel mit Waldprodukten“ und „neues
Geld“ als um die Vereinbarung verbindlicher Standards
für eine nachhaltige Waldwirtschaft oder Maßnahmen
gegen den illegalen Handel mit Holz. Das im Februar
2000 vorgelegt Abschlussdokument macht weitere 120
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Nach Artikel 3.3 des Kyoto-Protokolls werden Quellen
und Senken im Bereich der Landnutzungsänderung und
Forstwirtschaft angerechnet, wenn sie sich aus den di-
rekten menschlichen Tätigkeiten „Aufforstung“, „Wieder-
aufforstung“ und „Entwaldung“ seit 1990 ergeben und
wenn sie als „nachprüfbare Bestandsänderung der
Kohlenstoffvorräte“ im Verpflichtungszeitraum 2008-
2012 messbar sind. Wälder werden nach aktuellem
Beschlussentwurf als ein Stück Land definiert, das min-
destens 0,05 - 1 ha groß ist und 10 - 30 Prozent
Baumbewuchs mit einer potenziellen Höhe von 2 - 5 m
aufweist33. Dies beinhaltet auch junge Baumbestände
und Plantagen, sowie abgeerntete Baumbestände, die
nach einem bestimmten Zeitraum wieder zu Wäldern
werden können.

Nach Artikel 3.4 des Kyoto-Protokolls wird den Industrie-
ländern in der ersten Verpflichtungsperiode eine Aus-
wahl von CO2 reduzierenden Maßnahmen erlaubt, die
nicht auf „direkte Aktivitäten“ beschränkt sind. Dazu ge-
hören auch Maßnahmen des Forstmanagements wie se-
lektive Holznutzung, Schutz vor Schädlingen oder die
Einführung von genetisch veränderten Pflanzen mit hö-
herer Kohlenstoffspeicherkapazität.

Aktionsvorschläge, die allerdings kaum über die des
Vorläufergremiums IPF hinausgehen.

Um die Waldverhandlungen auf internationaler Ebene
weiter führen zu können, wurde das Wälderforum der
Vereinten Nationen (UNFF) eingerichtet. Im Gegensatz zu
IPF und IFF arbeitet es nicht mehr unter der Ägide der
Kommission für nachhaltige Entwicklung (CSD) sondern
ist dem Wirtschafts- und Sozialausschuss der Vereinten
Nationen (ECOSOC) unterstellt. Damit sollte den auf der
Stelle tretenden Waldverhandlungen größeres Gewicht
beigemessen werden. Ob es gelungen ist, bleibt auch
nach zwei Arbeitstagungen des UNFF mehr als fraglich.

Der Versuch, ein Arbeitsprogramm für die kommenden
fünf Jahre zu formulieren, endete beim kleinsten ge-
meinsamen Nenner. Das Ergebnis endloser Diskussio-
nen sind Formulierungen, die zwar die richtigen und
notwendigen Ansätze nennen, aber niemanden ver-
pflichten, sie auch umzusetzen. Bislang macht das UNFF
keine Vorgaben, welche waldpolitischen Ziele ein Land
verfolgen soll, bis wann es sie erreichen, wie es sie
finanzieren oder wem es bis wann darüber berichten
soll. Es darf Länder nur „einladen“, aber nicht „auffor-
dern“, über die Umsetzung der Handlungsempfehlungen
von IPF und IFF zu berichten.

Nachdem auf der 6. Vertragsstaatenkonferenz des Über-
einkommens über die biologische Vielfalt (CBD) ein
mehrjähriges Arbeitsprogramm zu Wälder beraten wurde
(siehe auch 2.3 Wald und Biodiversität), formiert sich
eine Blockadefront, die befürchtet, dass die Waldpolitik
von den Förstern an die Naturschützer übergehen könn-
te. Ob es zwischen UNFF und CBD zu einer von allen
Seiten akzeptierten Arbeitsteilung kommt, hängt nicht zu-
letzt von den Ergebnissen der Weltgipfels zu Nachhaltiger
Entwicklung in Johannesburg ab.

2.2 Wald in der Klimaschutzdiskussion

Wälder haben ein großes Potenzial, das zur Erderwär-
mung beitragende Kohlendioxid (CO2) zu vermeiden
oder zu reduzieren. Der Schutz bestehender Wälder er-
hält sie als CO2-Speicher; Wiederaufforstungen von be-
reits zerstörten Wäldern könnten CO2-Senken schaffen.

Bereits in der Klimarahmenkonvention sind der Schutz
und die Vergrößerung von CO2-Senken als Ziel for-
muliert. Mit dem 1997 auf den Weg gebrachten Kyoto-
Protokoll wurden erstmals rechtlich verbindliche
Emission0sziele der Industrieländer vereinbart32. Nach
langem Streit dürfen 169 Megatonnen Kohlenstoff der
Verpflichtungen von Industrieländern durch Senken-
aktivitäten reduziert werden. Das sind ca. 3,4 Prozent
der durch das Kyoto-Protokoll festgelegten Gesamt-
verpflichtungen. Bis Ende 2002 sollen die erforderlichen
Ratifikationen vorliegen, damit das Protokoll in Kraft tre-
ten kann.

Internationale Waldpolitik seit Rio

1992 UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung
(UNCED)
- Agenda 21
- Konvention über die biologische Vielfalt
- Klimarahmenkonvention
- Walderklärung

1995 3. Sitzung der Kommission für nachhaltige
Entwicklung(CSD)
- beschließt die Einrichtung des IPF

1995-1997 Intergovernmental Panel on Forests (IPF)
- legt Abschlußbericht mit Handlungs-

empfehlungen vor

1997 UN-Sondergeneralversammlung RIO+5:
- verabschiedet die Handlungsempfehlungen

von IPF
- beschließt die Einrichtung des IFF

1997-2000 Intergovernmental Forum on Forests (IFF)
- legt Abschlußbericht mit Handlungs

empfehlungen vor

2000 Wirtschafts- und Sozialausschuss der Vereinten
Nationen (ECOSOC)
- beschießt die Einrichtung des UNFF
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Nach Artikel 6 des Kyoto-Protokolls können Forstprojekte
im Rahmen einer „Joint Implementation“ durchgeführt
werden. Dies erlaubt Industrieländern, ihre Verpflichtun-
gen zur CO2-Reduktion durch die Finanzierung von Pro-
jektaktivitäten in anderen Industrieländern zu erfüllen.

Artikel 12 erlaubt es Industrieländern im Rahmen des so
genannten „Clean Development Mechanism“ (CDM) ih-
ren Verpflichtungen durch die Finanzierung von Pro-
jektaktivitäten in Entwicklungsländern nachzukommen.
Diese Aktivitäten sind auf  ein Prozent der Gesamt-
emissionen aus dem Basisjahr 1990 eines Industrie-
landes beschränkt.

Die problematischen Punkte im Einzelnen:
Nach einem Bericht des Intergovernmental Panel on
Climate Change (IPCC) ist die Überprüfbarkeit der
Senkenfunktion von Waldprojekten noch sehr schwierig
und unsicher34. Besonders die genaue Quantifizierung
des in Wäldern gespeicherten und somit auch anzu-
rechnenden Kohlenstoffs bereitet große Schwierigkeiten.
Unsicherheitsfaktoren sind nicht nur unvorhersehbare Er-
eignisse während der 50- bis 100-jährigen Projektlauf-
zeit (wie z.B. Feuer oder Schädlingsbefall), sondern be-
reits das Fehlen verläßlicher und vergleichbarer Grund-
daten, auf denen CO2-Gutschriften erfolgen würden. So
haben sich allein die Angaben zur Kohlenstoff-Fixierung
in Senken vom ersten zum zweiten Nationalbericht zur
Klimarahmenkonvention im Schnitt um 60 Prozent35 ge-
ändert.

Deshalb können Waldprojekte im Rahmen des Kyoto-
Protokolls erst dann eine Option werden, wenn ausrei-
chende wissenschaftliche Erkenntnisse und Instrumente
vorhanden sind, um die nach Projektbeendigung tat-
sächlich gebundenen CO2-Emissionen korrekt zu erfas-
sen und zu überprüfen.

Besonders bei Waldprojekten in Entwicklungsländern im
Rahmen des Clean Development Mechanism (CDM)
kann es zu einer Verlagerung des Problems kommen. So
kann ein Aufforstungsprojekt an seinem Standort zwar
Treibhausgase binden, Rodungsaktivitäten verlagern sich
aber möglicherweise nur an andere Stellen. Forstprojekte
können die Nachfrage nach Grund und Boden erhöhen
und zu einer Konkurrenz für die lokale oder indigene
Bevölkerung in Wäldern werden.

Mit großer Wahrscheinlichkeit werden durch die Aus-
gestaltung des Kyoto-Protokolls Plantagen als Senken-
Projekte gefördert. Auf großen Flächen und mit schnell-
wüchsigen bzw. genetisch manipulierten Baumsorten
können bereits in kurzer Zeit hohe CO2-Reduktionen er-
zielt werden. Damit sinken die Investitionskosten. Und
da von einem Investor aus der Wirtschaft oder Industrie,
der „nur“ seine Reduktionsverpflichtungen erfüllen will,
kaum erwartet werden kann, dass er sich um soziale
und ökologische Fragen in anderen Ländern kümmert,
werden Plantagen wahrscheinlich zum „Renner“ unter
den Senkenprojekten.

Befürworter des Senkenhandels behaupten, in der Drit-
ten Welt stünden riesige ungenutzte Landflächen zur Auf-
forstung zur Verfügung. Land mit fruchtbaren Böden ist
aber überall knapp und wird von der einheimischen Be-
völkerung intensiv genutzt und bewohnt. Für die Anlage
großer Plantagen werden diese Menschen umgesiedelt
oder vertrieben und dringen dann in noch vorhandene
Waldgebiete vor.

Das Hauptproblem des Klimawandels ist auch weiterhin
die Verbrennung von fossilen Brennstoffen. Erst an zwei-
ter Stelle und mit wesentlich geringerer Bedeutung ste-
hen Emissionen durch Änderung der Landnutzung,
wozu auch die Waldumwandlung gehört.

● Nach neuesten Berechnungen des IPCC würde die
Aufforstung aller weltweit durch Änderung von Land-
nutzung verloren gegangenen Biomasse die CO2-
Konzentration in der Atmosphäre höchstens um 40
bis 70 ppm36 reduzieren37. Das wären zwischen 10
und 20 Prozent der heutigen CO2-Konzentration in
der Atmosphäre - somit durchaus ein beachtlicher
Beitrag für den Klimaschutz.

● Auf der anderen Seite befinden sich noch etwa 5 Bil-
lionen Tonnen erschlossener Kohlenstoff in Form von
fossilen Brennstoffen unter der Erde44. Dies ist mehr
als das Zehnfache des gesamten in den Wäldern ge-
speicherten Kohlenstoffs. Außerdem wird bis zum
Ende des Jahrhunderts ein Anstieg der CO2 Konzen-
tration um bis zu 200 ppm erwartet!

Aus dieser Sicht heraus wird deutlich, dass nur die Redu-
zierung der Verbrennung von fossilen Brennstoffen zur
Stabilisierung der CO2 Konzentration in der Atmosphäre
führen kann.
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Forderungen des Forums Umwelt &
Entwicklung

1.  Für einen wirksamen und aktiven Klimaschutz
sind drastische Energieeinsparungen und die
schnellstmögliche Abkehr von fossilen Energie-
trägern (Kohle, Erdöl, Erdgas) dringend erforder-
lich. Gleichzeitig muss die Nutzung regenerativer
Energiequellen gefördert werden. Die umwelt-
schädliche und extrem gefährliche Atomenergie
ist keine Alternative.

2.  Wir lehnen den CO2-Senken-Handel ab und for-
dern, den Wald- und Forstbereich von den Ver-
pflichtungen zur Reduktion der Treibhausgase-
missionen strikt zu trennen. Großflächige Auffor-
stungen und Plantagenprojekte können die Treib-
hausgase, die zur Zeit durch die Verfeuerung
der in Jahrmillionen gebildeten gigantischen
Kohlenstoffvorräte in die Atmosphäre gelangen,
weder einlagern noch dauerhaft binden.

3.  Der Schutz von Primärwäldern und Urwäldern
mit ihrer biologischen Vielfalt muss vorrangiges
Ziel verantwortungsvoller Umwelt- und Entwick-
lungspolitik sein. Sie haben unschätzbare Be-
deutung für die Stabilisierung des Klimas und
die Speicherung großer Mengen Kohlenstoffs.
Rodung und Degradierung machen diese Wäl-
der zu CO2-Quellen.

4.  Energie- und Holzplantagen tragen nicht zum
Klimaschutz bei. Sie sind heute schon eine Ursa-
che der Waldvernichtung und des Klimawandels.
Es besteht die Gefahr, dass für diese Plantagen
noch mehr Urwälder und naturnahe Wälder ab-
geholzt werden. Plantagen speichern weniger
Kohlenstoff als Misch- und Naturwälder, stehen
in Konkurrenz zu anderen Landnutzungsformen
(Nahrungsmittelproduktion) und sind als Mono-
kulturen sehr anfällig für Schadereignisse.

2.3 Wald und Biodiversität

Nach unterschiedlichen Schätzungen beherbergen tropi-
sche, gemäßigte und boreale Wälder zwischen 60 und
90 Prozent der terrestrischen biologischen Vielfalt. Das
1992 während der UN-Konferenz über Umwelt und Ent-
wicklung unterzeichnete Übereinkommen über die biolo-
gische Vielfalt (CBD) ist damit auch eines der wichtigsten
internationalen Regelwerke für den Wald.

Die Konvention trat am 29.12.1993 in Kraft und hatte
Anfang 2002 182 Vertragspartner. Die Ziele der CBD
sind nach Artikel 1 der Konvention:

● Der Erhalt der biologischen Vielfalt

● Die nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteil

● Die ausgewogene und gerechte Aufteilung der sich
aus der Nutzung der genetischen Ressourcen erge-
benden Vorteile, insbesondere durch angemessenen
Zugang zu genetischen Ressourcen, angemessene
Weitergabe der einschlägigen Technologien unter Be-
rücksichtigung aller Rechte an diesen Ressourcen und
Technologien, sowie angemessene Finanzierung.

Die Konvention macht zahlreiche waldrelevante Aussa-
gen, die in einem engen Zusammenhang zu der Wald-
erklärung von Rio und dem Kapitel 11 der Agenda 21
stehen und die eine Grundlage für den Schutz und die
nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder darstellen39. In
enger Kooperation mit IPF und IFF (siehe Abschnitt 2.1)
wurde 1998 auf der vierten Vertragsstaatenkonferenz ein
Arbeitsprogramm zu Waldbiodiversität verabschiedet. Zu
seinen Zielen gehört:

● das Einbringen von Biodiversitätsaspekten in nationa-
le Wald- und Landschaftsplanungsprogramme und
nachhaltige Waldbewirtschaftung,

● Umsetzung des Ökosystemansatzes,
● Umgang mit traditionellem Wissen,
● Finanzierungsmechanismen,
● Technologietransfer,
● Identifizierung der Wirkung von Schutzgebieten sowie
● Beiträge zur Umsetzung der Aktionsvorschläge von

IPF/IFF.

Auf der fünften Sitzung des Wissenschaftlich-technischen
Ausschusses der Konvention (SBSTTA) im Januar 2000
wurde eine erste Zwischenauswertung des Arbeitspro-
gramms vorgenommen. Dabei wurde eine Arbeitsgruppe
eingerichtet, die SBSTTA bei der Feststellung von Status
und Trends der Waldbiodiversität und bei der Formulie-
rung von Optionen für deren Erhalt und nachhaltige
Nutzung unterstützen soll. Die Vertragsstaaten wurden
aufgefordert, bis Mai 2001 nationale Berichte zum The-
ma Waldbiodiversität einzureichen.

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe und die Auswertung
der nationalen Berichte dienten der Vorbereitung von
SBSTTA 7 im November 2001, das dem Thema Wald-
biodiversität einen hohen Stellenwert einräumte. Damit
waren die Vorbereitungen getroffen, um auf der sechsten
Vertragsstaatenkonferenz (COP 6) im April 2002 das bis-
her eher auf Forschung fokussierte Arbeitsprogramm zu
einem Aktions-orientierten Instrument zu machen.

Zehn Jahre nach Rio schien die Biodiversitäts-Konvention
auf dem besten Weg, Bewegung in die festgefahrene
Diskussion über internationale Waldpolitik zu bringen.
Das von SBSSTA vorbereitete Arbeitsprogramm für 2002
bis 201040 umfasste u.a. konkrete Empfehlungen zur:
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● Klärung von Landrechtsfragen und der Verantwort-
lichkeit für Ressourcennutzung,

● Bekämpfung von illegalem Holzeinschlag, illegaler
Nutzung von Nichtholz-Produkten und illegaler Aus-
beutung genetischer Ressourcen,

● Abschaffung von Subventionen, die den Verlust oder
eine nicht nachhaltige Nutzung der biologische Viel-
falt der Wälder fördern,

● Förderung der Partizipation indigener und lokaler
Bevölkerung.

Die Chance für eine Trendwende zum Schutz der Wälder
und ihrer Artenvielfalt wurde allerdings verpasst. Zwar
haben die Vertragsstaaten erstmals ihren politischen Wil-
len erklärt, das weltweite Artensterben bis zum Jahr
2010 zu stoppen. Doch sie konnten sich bei der Ver-
abschiedung des Wald-Arbeitsprogramm weder darauf
einigen, bis wann welche Teilschritte umgesetzt sein sol-
len, noch darüber, wie die Arbeit zu finanzieren ist.

Während Frankreich und Deutschland sowie Russland
eine positive Rolle spielten, blockierten Brasilien, Kanada
und Malaysia massiv ein stärker aktions-orientiertes Pro-
gramm. Das Ergebnis enthält eine Liste von über 130
Maßnahmen zum Waldschutz, doch allem voran steht
ein deutlicher Verweis auf die nationale Souveränität der
Vertragsstaaten und ihr „souveränes Recht, ihre eigenen
Ressourcen gemäß ihrer eigenen Umweltpolitik zu nut-
zen“41.

Es scheint, als wolle man mit diesem Argument die Tat-
sache außer Kraft setzen, dass es sich bei dem Überein-
kommen über die biologische Vielfalt um einen völker-
rechtlich verbindlichen Vertrag handelt. Andererseits wird
hier nur das Dilemma aller Konventionen deutlich: kon-
krete Maßnahme lassen sich nur dann festschreiben,
wenn alle Vertragspartner ihnen zustimmen. Wenn es,
wie in diesem Fall, eine nicht unbedeutende Fraktion

gibt, die der holzwirtschaftlichen Nutzung ihrer Wälder
deutlichen Vorrang einräumen, lassen sich konkrete
Schritte zu ihrem Schutz nicht durchsetzen.

Was bleibt, ist ein Arbeitsprogramm mit guten Ansätzen,
aber nur vagen Vereinbarungen über seine Umsetzung.
So werden die Vertragsstaaten aufgefordert, bis zur
nächsten Konferenz (COP 7) freiwillige Berichte über ihre
Prioritäten und Fortschritte bei der Umsetzung zu liefern.
Auf Druck der EU wurde eine Expertengruppe eingesetzt,
die SBSSTA und das Sekretariat der Konvention dabei
unterstützen soll, bis COP 8 einen Überblick über die er-
reichten Fortschritte zu liefern.

2.4 Globale politische Trends

2.4.1 Blickpunkt WTO
Der Handel mit Holz und anderen Waldprodukten hat
tiefgreifende Auswirkungen auf die Wälder der Erde. Die
bestehenden internationalen Vereinbarungen im Rah-
men des Handelsabkommens GATT und der Welthan-
delsorganisation WTO bestrafen Länder, die auf Grund
von Umweltschutzmaßnahmen den Handel mit Holz-
produkten reglementieren, da diese Einschränkungen
als nicht-tarifäre Handelshemmnisse gesehen werden,
die dem Gesetz des freien Marktes entgegenstehen. Die
Liberalisierungstendenzen haben nicht nur eine Kontrolle
des Welthandels erschwert, sondern auch die Macht und
den Einfluss der Handelslobby im Forstsektor gestärkt.
Eine derartige Kontrolle ist notwendig, um die weitere
Zerstörung der Wälder zu verhindern.

Die im Rahmen der WTO durchgeführte Liberalisierung
des Handels mit Holz und anderen Waldprodukten trägt
zu einer Erhöhung des weltweiten Handelsvolumens bei
und verstärkt seine negativen Auswirkungen, da neue
Handelskanäle geschaffen und bestehende Handelsbe-
ziehungen ausgebaut werden. So hat sich die Menge
der weltweit gehandelten Holzprodukte seit 1970 ver-
doppelt. Der Wert der legalen Exporte hat sich im von
1970 bis 1995 auf 152 Mrd. US-Dollar verdreifacht.

Nach unterschiedlichen Schätzungen
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Schätzungen zufolge werden 25 Prozent der Weltproduk-
tion von Furnieren und Papierprodukten, 20 Prozent der
Schnittholz- und Holzschliffproduktion sowie 6 -7 Prozent
der Rundholzproduktion international gehandelt50. Der
Gewinn der Handelsliberalisierungen kommt jedoch nur
einigen wenigen in den entwickelten Ländern zugute.
Verlierer sind die Armen und Benachteiligten in den Ent-
wicklungsländern.

Der Vorschlag für eine weitgehende Abschaffung von
Zöllen im Waldsektor ist 1999 in Seattle (damals als
‚Global Free Logging Agreement‘ bezeichnet) auf Grund
der fehlenden Unterstützung durch Europa und Japan
gescheitert ist. Doch für die EU bleiben viele der Diskus-
sionspunkte, z.B. über erweiterten Marktzugang und
Investitionsregeln, auf der handelspolitischen Agenda.
Auch die US-Regierung hat ihre ursprüngliche Unterstüt-
zung für diese Initiative keinesfalls aufgegeben.

Auf der sechsten Vertragsstaatenkonferenz legten
Nichtregierungsorganisationen einen umfangreichen
Bericht über die bisherige Umsetzung der waldrele-
vanten Teile der Biodiversitäts-Konvention (CBD) vor*.
Auf der Grundlage von 21 Länderberichten** kom-
men sie zu ernüchternden Ergebnissen:

● Das wichtigste Ergebnis aus der Ratifizierung der
Biodiversitäts-Konvention besteht für viele Staaten
bislang in erster Linie in der Ausarbeitung einer
Nationalen Biodiversitäts-Strategie. Ohne finanziel-
le Unterstützung durch die Globale Umweltfaszilität
(GEF) der Weltbank wäre dies für die meisten Län-
der des Südens nicht möglich gewesen.

● Eine Umsetzung der Verpflichtungen aus der
Konvention, sowie häufig auch der nationalen
Biodiversitäts-Strategie, scheitert in vielen Län-
dern an fehlenden finanziellen Ressourcen.

● Die CBD wird in erster Linie mit Naturschutz in
Zusammenhang gebracht. Sowohl bei der Regie-
rung als auch der Gesellschaft gibt es ein er-
staunlich geringes Verständnis für die Bedeutung
der Verpflichtungen aus der Konvention für die
biologische Vielfalt der Wälder.

● Obwohl die Strukturen von Land zu Land unter-
schiedlich sind, kann man generell feststellen,
dass die Zuständigkeiten für Wälder auf ver-
schiedene Verwaltungen aufgeteilt ist. Häufig ist
eine Forstverwaltung für Wald und Holzpro-
duktion zuständig, während Umweltabteilungen
mit Naturschutz und biologischer Vielfalt be-
schäftigen. Die Zusammenarbeit funktioniert sel-
ten reibungslos. Während die einen ein wichti-
ges Wirtschaftsgut verwalten, sind die anderen
häufig auf eine Finanzierung ihrer Aktivitäten
durch internationale Geldgeber (z.B. GEF) ange-
wiesen.

● Die Ursachen für die Bedrohung der biologi-
schen Vielfalt der Wälder werden nur selten zur
Kenntnis genommen. In einigen Fällen mögen
sich politische Entscheidungsträger noch um Ver-
ständnis bemühen, häufig werden die Beziehun-
gen zwischen biologischer Vielfalt auf der einen
und Waldnutzungsplanung und Wirtschaftspoli-
tik auf der anderen Seite schlichtweg ignoriert.
Gleichzeitig fehlt den meisten Ländern eine all-
gemeine Strategie für eine nachhaltige Entwick-
lung. Dies deutet auf fehlenden politischen Wil-
len bei den Entscheidungsträgern in Verwaltung
und Wirtschaft, Waldschutz als ein sektorüber-
greifendes Thema zu begreifen

● In vielen Ländern läßt die Bereitschaft, die von
der Konvention geforderten Berichte zu erstellen,
deutlich nach:
- 129 von 171 Vertragsstaaten (1998) legten

den 1. Nationalen Bericht vor,
- 69 von 182 Vertragsstaaten (2001) legten

den 2. Nationalen Bericht vor,
- 40 von 182 Vertragsstaaten (2001) legten

den Bericht über Waldökosysteme vor.

● Leider scheitern auch Länder, die es in langwieri-
gen Prozessen geschafft haben, die Verpflichtun-
gen der Konvention in Strategien und Aktions-
programme umzusetzen, häufig an der letzten
Hürde: der Umsetzung vor Ort. Für die Kontrolle
der Umsetzung stehen nur selten ausreichende
Mittel zur Verfügung - insbesondere dort, wo
eine Kontrolle einflußreichen wirtschaftlichen und
politischen Interessen zuwider läuft.

* FERN und Global Forest Coalition (2002): Status of
Implementation of Forest-related Clauses in the CBD - An
Independent Review and Recommendations for Action
(www.fern.org)
**Die untersuchten Länder sind Australien, Brasilien,
Chile, Großbritannien, Kamerun, Kanada, Kolumbien,
Ghana, Indien, Indonesien, Kenya, Malaysia, Neusee-
land, Niederlande, Papua Neuguinea, Russland, Süd-
afrika, Surinam, Tschechien, Uganda und Uruguay.

Schwachpunkte der Biodiversitätskonvention
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Eine viel größere Bedrohung für die Wälder als die oh-
nehin schon niedrigen Zölle stellt die angestrebte Beseiti-
gung sogenannter ‚nicht-tarifärer Handelsmaßnahmen‘
(‚Non-Tariff Measures‘ oder NTMs) dar. Darunter fallen
nationale Gesetze, Regulierungen, Bestimmungen und
sonstige Maßnahmen, die den freien Handel mit Pro-
dukten behindern oder stören können. Zwar erlauben
die WTO-Regeln den Mitgliedstaaten, im Ausnahmefall
Maßnahmen zum Schutz des Lebens und der Gesund-
heit von Menschen, Tieren und Pflanzen sowie zur Erhal-
tung erschöpflicher Naturschätze auch dann durchzufüh-
ren, wenn sie den Handel beeinträchtigen43. Bisher zei-
gen jedoch die Entscheidungen des WTO-Streitschlich-
tungsausschusses, dass diese Regeln meist so eng wie
möglich ausgelegt werden. Es ist zu befürchten, dass die
Verhandlungen über die Aufhebung von Zöllen die Tür
für weitaus umfangreichere Gespräche über die Verrin-
gerung von nicht-tarifären Handelsmaßnahmen öffnen
werden - denn die stehen einer weiteren Liberalisierung
entgegen. Sowohl die EU als auch die USA halten dar-
an fest, den Abbau von NTMs auf die Tagesordnung
von neuen WTO-Verhandlungen zu setzen.

Seit längerem wird innerhalb der WTO die Debatte um
Öko-Label und Zertifizierungsinitiativen wie die des
Forest Stewardship Councils (FSC) kontrovers geführt.
Ihre Stellung im Handelsrecht der WTO ist unklar, da sie
in den umweltrelevanten Passagen des WTO-Vertragstex-
tes keine Erwähnung finden. Zwar werden Label im Rah-
men des WTO-Übereinkommens über technische Han-
delshemmnisse (TBT) erwähnt, jedoch ist nicht klar, ob
auch Öko-Label für Holzprodukte und Zertifizierungs-
initiativen für nachhaltige Waldbewirtschaftung unter die-
se Abkommen fallen44.

Forderungen des Forums
Umwelt & Entwicklung:

● Keine weiteren multilateralen Zollsenkungen, die
sich im Waldsektor ökologisch und sozial nach-
teilig auswirken und die derzeitigen Trends in
der Waldzerstörung sowie Landkonflikte mit der
lokalen Bevölkerung verstärken. Dies gilt glei-
chermaßen für Deregulierungstendenzen in bila-
teralen und regionalen Handelsabkommen.

● Nicht-tarifäre Handelsmaßnahmen wie Recycling
von Holzprodukten, Zertifizierungssysteme oder
Exportverbote für Rundhölzer, die dem Schutz der
Wälder dienen und den Konsum von Holz-
produkten reduzieren sollen, sind als Beitrag
zum globalen Umweltschutz zu begrüßen und
sollten innerhalb der WTO nicht als technische
Handelshemmnisse (TBT) ausgelegt werden.
Auch wenn sie Handel unter bestimmten Um-
ständen einschränken, überwiegen die umwelt-
politischen und sozialen Vorteile. Daher sollten
sie unter Art. XX des GATT-Vertrages über Allge-
meine Ausnahmen fallen.

● Subventionen, die eindeutig negative Auswirkungen
auf die Umwelt haben, sollten abgebaut werden.

● Für zukünftige Handelsabkommen sind umfas-
sende Nachhaltigkeitsstudien unter breiter Betei-
ligung aller betroffenen Interessengruppen
durchzuführen. Diese müssen sowohl die ökolo-
gischen als auch die sozialen Folgen weiterer Li-
beralisierungen im Waldbereich berücksichtigen.

2.4.2 Die Rolle der Weltbank
Bereits seit mehreren Jahren wird bei der Weltbank an
neuen politischen Leitlinien für Waldprojekte gearbeitet.
Damit will sich die Weltbank von den im Forest Policy Pa-
per von 1991 formulierten Leitlinien verabschieden, die
sich in erster Linie dadurch auszeichnen, dass sie eine
Finanzierung von Holzeinschlag in tropischen Primär-
wäldern ausschließen45.

Zentrale Punkte der Leitlinien von 1991 waren ihr multi-
sektoraler Ansatz, wonach bei allen Weltbankaktivitäten
deren Auswirkungen auf den Wald zu berücksichtigen
sind, sowie das Verbot einer direkten Finanzierung der
Holzwirtschaft in tropischen Primärwäldern. Einigen Mit-
arbeitern der Weltbank war dieses Verbot von Anfang an
ein Dorn im Auge, da es vielen Forstwirtschaftsprojekten
enge Grenzen setzte. Bereits mit der 1993 verabschiede-
ten Umsetzungsrichtlinie (Operational Policy, OP) gelang
es ihnen, das Verbot abzuschwächen - für den zügigen
Mittelabfluss stellt es aber immer noch eine Hürde dar.
Mit der Aufhebung des Verbots im Rahmen der neuen
Waldpolitik soll sie nun beseitigt werden.
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Aufschluss über die Auswirkungen der bisherigen wald-
politischen Leitlinien gibt ein 1999 veröffentlichter Bericht
der quasi-unabhängigen Weltbankabteilung für Evalu-
ierung (Operations Evaluation Department - OED). Die-
ser Bericht ist bahnbrechend, denn im Gegensatz zu frü-
heren Weltbankstudien sind für steigende Entwaldungs-
raten diesmal nicht arme Bauern, Brandrodungsland-
wirtschaft und Bevölkerungswachstum verantwortlich.
Statt dessen werden in der OED Analyse Globalisierung
und Korruption als die treibenden Kräfte hinter dem zu-
nehmenden Waldverlust beschrieben. Besonders hervor-
gehoben werden dabei Elemente einer Wirtschaftspolitik,
die einseitig auf Exportförderung ausgerichtet ist, wie
z.B. die Abwertung von Landeswährungen.

Die eigenen Leitlinie, so der OED-Bericht, werden von
Weltbankprojekten weitgehend ignoriert. Eine Instanz,
die Mitarbeiter dafür zur Verantwortung ziehen würde,
fehlt bislang. OED und Weltbank sehen darin allerdings
ein Indiz für Fehler des Instruments. Die Waldpolitik von
1991 sei zu sehr auf den Naturschutz ausgerichtet und
habe die Bank von wichtigen Investitionen im Forstsektor
abgehalten, die zu einer Verringerung der Entwaldungs-
raten geführt hätten.

Seit Juli 2002 liegt nun ein offizieller Entwurf der neuen
politischen Leitlinie vor. Seine Kernbotschaft: Die Kräfte
des Marktes sollen helfen, das Problem der Waldver-
lustes zu lösen. Zu den Nutznießern dieser Politik werden
in erster Linie Forstwirtschafts- und Kohlenstoffsenken-
projekte gehören (vergl. 2.2):

● Damit stehen alle Arten von Wäldern für Investi-
tionen in eine forstwirtschaftliche Nutzung offen. Aus-
genommen werden allein so genannte „Kritische
Wälder“. Eine Beteiligung der von den Wäldern ab-
hängigen lokalen Bevölkerung an der Definition die-
ses Begriffes ist nicht vorgesehen.

● Von Partizipation ist allein dort die Rede, wo Wirt-
schaft, NRO und lokale Bevölkerung aufgefordert
werden, Eingaben bei der Entwicklung von
Zertifizierungssystemen zu machen, die auf den Ge-
setzen und Institutionen der Nehmerländer beruhen
sollen.

● Anstatt konkrete Sollbruchstellen (Safeguard Policies)
für Waldprojekte zu formulieren, wird nur auf andere
Leitlinien verwiesen, die sich zum Teil bereits als un-
wirksam erwiesen haben.

● Kontroverse Punkte, wie die Frage nach den Aus-
wirkungen von Strukturanpassungsmaßnahmen und
anderer Weltbankprogramme auf die Wälder, wer-
den ausgeklammert.

● Darüber hinaus sollen die Leitlinien nicht für die ge-
samte Weltbank-Gruppe gelten. Ausgenommen sind

die International Finance Corporation (IFC) und die
Multilateral Investment Guarantee Agency (MIGA),
jene Zweige der Weltbank, die direkt den Privatsektor
fördern.

All dies ist äußerst beunruhigend. Projektmanager der
Weltbank, die ständig unter dem Druck stehen, neue
Projekte zu identifizieren und Gelder abfließen lassen zu
müssen, gewinnen dadurch einen neuen Spielraum.
Ökologische und soziale Nachhaltigkeit stehen zwar auf
dem Papier, sind aber in der Praxis schwer umzusetzen.

Forderungen des
Forums Umwelt & Entwicklung:

Eine neue Weltbankpolitik ohne eindeutige Vorgaben
zum Schutz der Wälder und zur Beteiligung der Men-
schen, deren Lebensgrundlage sie bilden, kann nur
zu einer größeren Gefährdung der Wälder führen.

Wir fordern die Bundesregierung und den deutschen
Exekutivdirektor der Weltbank deshalb auf, sich dafür
einzusetzen, dass im Rahmen einer neuen Waldpolitik

● die Rechte indigener Völker und anderer Wald-
bewohner gewahrt werden,

● eine angemessene Beteiligung aller Interessen-
gruppen an Nationalen Waldprogrammen und
anderen Weltbankaktivitäten sicher gestellt wird,

● operationalisierbare Vorgaben gemacht werden,
wie schädliche Einflüsse von Maßnahmen außer-
halb des Waldsektors auf den Wald und seine Be-
wohner verhindert werden können und

● die Finanzierung von Projekten durch die Welt-
bankgruppe in Naturwäldern unterbunden wird.

2.5 Europas Einfluss auf die Wälder der Welt

Der Schutz und die Nutzung von Wäldern und Wald-
gebieten in Europa bleibt ein Vorrecht der EU-Mitglieds-
staaten. Dies fällt nicht in die Kompetenz der Euro-
päischen Kommission54. Allerdings haben die EU und
ihre Mitgliedstaaten einen nicht unbedeutenden Einfluss
darauf, wie Wälder in anderen Teilen der Welt bewirt-
schaftet werden: Denn sie sind ein wichtiger Importeur
und Verbraucher von Holz und Holzerzeugnissen. Sie
sind bedeutender Verhandlungspartner in der Welthan-
delsorganisation (WTO), in der die Regeln für den Han-
del mit Waldprodukten entworfen werden. Außerdem
wird ein Drittel aller bilateralen Waldprojekte weltweit
von der EU und ihren Mitgliedstaaten finanziert wird.
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Regeln für den Handel
Gemeinsam mit den USA gehört die EU zu den einfluss-
reichsten Verhandlungspartnern im Welthandel. Unstim-
migkeiten zwischen den beiden wurden auf der Tagung
der Welthandelsorganisation (WTO) im Dezember 1999
in Seattle deutlich. (siehe dazu auch 2.4.1).

Entscheidender für das Schicksal der Wälder der Welt
sind aber die laufenden Agrarverhandlungen im Rah-
men des WTO-Abkommens über Landwirtschaft. Das ge-
genwärtige System des EU, das mit hohen Importzöllen
und Subventionen für die eigenen landwirtschaftlichen
Erzeugnisse Entwicklungsländer benachteiligt, muss
gründlich reformiert werden. Werden allerdings die Im-
portzölle auf Erzeugnissen wie Sojabohnen, Palmöl und
Rindfleisch gesenkt (sie betragen zur Zeit etwa 100 Prozent),
erhöht sich der Druck auf die Wälder in den Ländern, die
sie exportieren. Denn dort werden weitere Flächen gerodet,
um mehr Exportgüter produzieren zu können.

Bevor weitere Handelsvereinbarungen unterzeichnet
werden, müssen ökologische und soziale Auswirkungen
umfassend geprüft und verbindliche Verpflichtungen ein-
gegangen werden, die möglichen negativen Auswirkun-
gen entgegen wirken.

EU-finanzierte Waldprojekte
Weltweit finanzieren die EU und ihre Mitgliedstaaten ein
Drittel aller bilateralen Tropenwaldprojekte. Die Möglich-
keiten der EU, Waldpolitik auch außerhalb ihrer Gren-
zen zu beeinflussen, sind entsprechend groß. Die Quali-
tät der Wirkungen darf aber in Frage gestellt werden:
Eine Evaluation der EU-Projekte in tropischen Wäldern
bescheinigte 53 Prozent der Projekte unzureichende Er-
gebnisse47.

Bemerkenswert ist, dass bei zunehmender Entwaldung
die finanzielle Unterstützung der EU für Tropenwald-
projekte kontinuierlich sinkt. Betrug sie 1994 noch 130
Millionen ECU, so waren es 1996 nur noch 80 Millio-
nen48.

Unabhängige Studien wie solche, die von der Kommissi-
on selbst in Auftrag gegeben wurden, kommen zu dem
Schluss, dass die Entwicklungshilfe der EU in vielen
Punkten verbessert werden muss49:

● EU-Projekten fehlt es an einer kohärenten Strategie.
So können die Ergebnisse eines EU-finanzierten Pro-
jektes durch die Auswirkungen eines anderen zunich-
te gemacht werden. Ein Straßenbauprojekt der EU in
Kamerun führt beispielsweise dazu, dass Wälder
schneller erschlossen und ausgebeutet werden kön-
nen. Es schafft erst den Zugang zu einem Wald-
schutzgebiet, dessen Schutz ebenfalls mit EU-Mitteln
unterstützt wird50.

● Allgemeine Informationen über EU-Projekte fehlen
weitgehend. Obwohl über 2000 Projekte in Asien
und Lateinamerika finanziert wurden, lagen bis 1997
weniger als 100 Evaluationen vor. Dies führt dazu,
dass Erfahrungen aus der Projektdurchführung nicht
in die Planung und Durchführung neuer Projekte
einfließen.

● Die Ausarbeitung und Umsetzung von Projekten und
die Zuweisung von Mitteln ist weder ausreichend
transparent noch partizipativ.

● Die personellen Kapazitäten, die zur Durchführung
der EU-Projekte zur Verfügung stehen, sind deutlich
zu gering. Es gibt eine hohe Fluktuation der Mitar-
beiter und Fachkenntnisse im Umwelt- oder Wald-
bereich stehen kaum zur Verfügung. Dies führt dazu,
dass immer weniger Personal für die Durchführung
immer größer werdender Einzelprojekte verantwortlich
ist - obwohl sich kleinere und partizipativ geplante
Projekte in den Auswertungen als effektiver herausge-
stellt haben.

Werden die Importzölle der EU auf
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● Langwierige und aufwendige Verwaltungsverfahren
verlagern den Schwerpunkt von Projektinhalten auf
die Einhaltung administrativer Vorgaben. Verzöge-
rungen und Finanzierunglücken sind keine Ausnah-
men mehr, sondern werden zunehmend zur Norm.
Die Projektarbeit vor Ort wird dadurch unterbrochen.
Private Durchführungsorganisationen können diese
Lücken nur schließen, wenn sie bereit sind, große
Summen vorzufinanzieren.

● Der größte Teil der indigenen Völker der Erde lebt in
oder von tropischen Wäldern. Die Situation der
Indigenen Völker und anderer mittelbar oder unmit-
telbar vom Wald lebenden Menschen muss deshalb
den Kern jeder Diskussion über Wälder bilden. Im
Dezember 1998 hat der Entwicklungsausschuss der
EU eine Resolution zu Indigenen Völkern und Ent-
wicklungshilfe verabschiedet. Darin wird deutlich for-
muliert, dass Entwicklungszusammenarbeit dazu bei-
tragen soll, die Rechte indigener Völker zu stärken
und sie zu einer eigenständigen Entwicklung zu befä-
higen. In der Resolution wird außerdem festgestellt,
dass indigene Völker ein Recht darauf haben, gegen
Projekte Einspruch zu erheben. Um so enttäuschen-
der ist es, dass neuere Diskussionspapiere über die
Entwicklungspolitik der EU diese Resolution noch
nicht einmal erwähnen.

31 Einen guten Überblick gibt der “Practitioner´s Guide to the
Implementation of the IPF Proposals for Action”, der 1999 von
der Sechs-Länder-Initiative zur Unterstützung des Intergovern-
mental Forum on Forests herausgegeben wurde. Die Koor-
dination dieser Initiative wurde von GTZ - TWRP übernommen.
32 Eine Verringerung der Emissionen an Treibhausgasen der
Industrieländer um 5,2 Prozent im Zeitraum von 2008 bis 2012,
basierend auf den Emissionen des Jahres 1990
33 Draft decision -/CMP.1, land use, land-use change and for-
estry FCCC/CP/2001/5/ADD.2 25.09.01
34 IPCC (2000): Special Report on Land Use, Land-Use Change
And Forestry
35 NFCCC/AGBM/1997/Misc.4
36 Parts per million
37 IPCC (2001): Climate Change 2001: The Scientific Basis
38 World Energy Assessment: Energy and the challenge of
sustainability
39 Skala-Kuhmann (1996): Rechtliche Instrumente zur Förde-
rung der nachhaltigen Nutzung und zum Schutz der forstlichen
Ressourcen im internationalen Zusammenhang. Im Auftrag von
GTZ/TWRP, Eschborn
40 Subsidiary Body for Scientific, Technological and Technical
Advice (SBSSTA), Montreal November 2001: Dokument UNEP/
CBD/COP/6/17 erhältlich unter www.biodiv.org
41 Punkt 15 (b) der Ministererklärung der 6. Vertragsstaaten-
konferenz der CBD in Den Haag (www.biodiv.org)
42 Sizer, Kaimowitz und Downes (1999) „Tree Trade: Liberali-
zation of International Commerce in Forest Products - Risks

and Opportunities“, World Resources Institute (WRI) (http://
www.wri.org/forests/treetrade.html)
43 Diese Ausnahmemöglichkeit ist im Artikel XX des Allgemei-
nen Zoll- und Handelsvertrages (GATT) der WTO enthalten.
44 Verfechter des freien Handels mit Holz und Holzprodukten
wie die International Tropical Timber Organisation (ITTO) ver-
treten eine möglichst umfassende Definition von NTMs, die
sowohl gesundheitspolizeiliche Standards als auch technische
Vorschriften im Sicherheits- und Gesundheitsbereich sowie
Öko-Labels und Zertifizierungssysteme in die Definition von
Handelshemmnissen einschließen.
45 Die wichtigsten Dokumente der Weltbank finden sich unter
„Background Documents“ auf http://wbln0018.worldbank.org/
ESSD/Forestpol-e.nsf/mainview.
46 Artikel 175 des Vertrag von Amsterdam
47 ECO Studie: Evaluation of the forestry component of EC pro-
grammes in Developing Countries, ECO 1998.
48 Fern 1999: The EU and tropical forests on a new track, Brüssel
49 Studien der EU: Evaluation of EC development aid to ACP
countries (1998) und Evaluation of EU development aid to ALA
states (1999); European Rainforest Movement (ERM) 1997:
Evaluation of the environmental performance of EC Pro-
grammes in developing countries; ECO 1998: Evaluation of the
forestry component of EC programmes in developing countries;
Rainforest Foundation UK 1998: Out of Commission
50 Weitere Beispiele finden sich auf der Homepage der Rain-
forest Foundation: www.rainforestfoundationuk.org

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Entwicklungs-
projekte der EU zwar ein großes Potenzial haben, posi-
tive Veränderungen herbeizuführen, ihre Ergebnisse aber
bislang dürftig sind. Die bisher unternommenen Ver-
suche, Verfahren zur Entscheidungsfindung zu verein-
fachen und zu harmonisieren, waren wenig erfolgreich.

Forderungen des Forums Umwelt &
Entwicklung:

Die Kommission muss dringend eine Umorientie-
rung hin zu einem partizipativeren Projektansatz vor-
nehmen und in größeren Maße Mittel für die Durch-
führung kleinerer und einfacher zu handhabende
Projekte bereit stellen.

Bevor der EU bescheinigt werden kann, ihre Macht
verantwortungsbewusst zu nutzen, müssen verbindli-
che Mindeststandards für Umwelt- und Sozial-
verträglichkeitsprüfungen vereinbart und Auswirkun-
gen von Projekten regelmäßig geprüft werden.

Um dazu in der Lage zu sein, ist es dringend erfor-
derlich, den eklatanten Personalmangel zu beseiti-
gen. Er steht derzeit in keinem Verhältnis zu den
Summen an Steuergeldern, die in diesem Bereich
zur Verfügung stehen.
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3. Waldpolitik in nationaler
Verantwortung

Im Frühjahr 2002 hat die Bundesregierung, fast zehn
Jahre nach der einschlägigen Selbstverpflichtung von
Rio, ihre nationale Nachhaltigkeitsstrategie51 verabschie-
det. Parallel zu diesem Verfahren wurde ein ständiger
Staatssekretärsausschuss für Belange der ncchhaltigen
Entwicklung eingerichtet.

Obwohl von NRO-Seite mit Nachdruck gefordert, spielt
das Thema Wald im Aktionsprogramm der Nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie so gut wie keine Rolle, ist ledig-
lich von einzelnen Zielvorgaben etwa im Bereich des
Biodiversitätsschutzes oder der sog. Agrarwende mittel-
bar berührt. Zwar gibt die Nachhaltigkeitsstrategie vor,
dass sie als ein dynamisches Instrument zu bewerten ist,
das kontinuierlich fortgeschrieben werden soll. Dass al-
lerdings nach Maßgabe der internationalen Nachhaltig-
keitsdebatte prioritär gebotene Handlungsfelder wie das
Thema Wald und Umgang mit Waldressourcen zunächst
ausgeklammert wurden, wirft ein bezeichnendes Licht auf
die mangelnde Ernsthaftigkeit, mit der der Prozess der na-
tionalen Umsetzung der Verpflichtungen aus der Agenda
21 in der Bundesrepublik seit Rio betrieben wurde.

Dieser Vorwurf ist natürlich auch der Regierung Kohl zu
machen, die sich in Rio als Promotor des Nachhaltig-
keitsdiskurses gerierte und die Umsetzung im eigenen
Land anschließend sträflich vernachlässigte.

Eine nationale Nachhaltigkeitsstrategie im Sinne der
Agenda 21 soll gleichermaßen Orientierungsrahmen für

Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft sein. Der global
verantwortliche Umgang mit Waldressourcen ist dabei
ein geradezu exemplarischer Themenbereich, an dem
kongruente politische wie gesellschaftliche Handlungs-
verantwortung hätte deutlich gemacht werden können.
Dies begründet sich schon daraus, dass aus Wäldern
neben dem Agrarsektor die meisten international gehan-
delten nachwachsenden Rohstoffe stammen und Natur-
wälder gleichzeitig am meisten von allen terrestrischen
Ökosystemen unter menschlichen Eingriffen leiden.

Bezüglich globaler deutscher Verantwortung sei hier nur
beispielhaft auf den mit massiven globalen Auswirkun-
gen verbundenen heimischen Holz- und Papierverbrauch
verwiesen, den Import von Futtermitteln, Pflanzenölen
aus Palmplantagen oder die Nutzung exotischer cash-
crops; allesamt Wirtschaftsgüter, bei denen deutscher
Konsum oder wirtschaftliches Engagement im internatio-
nalen Vergleich eine prominente Rolle spielen - und die
allesamt die unmittelbare Handlungsverantwortung un-
seres Landes am Erhalt globaler Waldökosysteme her-
ausfordern.

Nicht zuletzt in diesem Zusammenhang ist die zügige
und konsequente Fortschreibung der Nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie dringend geboten, wobei - generell -
der Duktus deutlich weniger auf den in der Strategie do-
minierenden „Perspektiven für Deutschland“ als auf der
globalen deutschen Handlungsverantwortung liegen
muss.

Bezüglich globaler deutscher Verantwor-

tung sei hier nur beispielhaft auf den mit

massiven globalen Auswirkungen verbun-

denen heimischen Holz- und Papierver-

brauch verwiesen.
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3.1 Das Nationale Waldprogramm

Im September 1999 hat das damalige Bundesland-
wirtschaftsministerium (BML) einen Prozess zur Formulie-
rung eines Nationalen Waldprogramms als zentrales
waldpolitisches Instrument im nationalen Rio-Folge-
prozess eingeleitet. Die formale Beteiligung anderer Mi-
nisterien wurde von Beginn an nur halbherzig betrieben,
was schon daran deutlich wird, dass das BMZ zeitgleich
und völlig unabhängig davon mit dem Entwurf eines
neuen Sektorkonzeptes Wald begann (s.u.).

Bis heute ist nicht erkennbar, dass etwa durch den neu-
en Staatssekretärsausschuss (Grünes Kabinett) eine fach-
liche interministerielle Harmonisierung deutscher Wald-
politik (in globaler Verantwortung) angestrebt wird, ohne
die die konsequente Umsetzung eines ganzheitlichen
Nationalen Waldprogramms nicht möglich ist.

Erst nach zahlreichen Einsprüchen von NRO wurde der
nach internationalem Verständnis falsche Begriff  Natio-
nales Forstprogramm - womit augenscheinlich der pri-
mär forstliche Ansatz unterstrichen werden sollte - durch
Nationales Waldprogramm ersetzt. Der immer noch
nicht abgeschlossene Prozess läßt dies auch an der Aus-
wahl der beteiligten Akteure erkennen. An bislang drei-
zehn „Runden Tischen“ nahmen VertreterInnen von über
50 Interessengruppen teil, bei einem deutlichen Überge-
wicht von Repräsentanten der forstlichen (holzorientierten)
und jagdlichen Waldnutzung. Dies trug dazu bei, dass
die - neben der forstlichen, rohstoffbezogenen Nutz-
funktion - vom Bundeswaldgesetz als gleichrangig ein-
gestuften Waldfunktionen (bislang) nicht die angemesse-
ne, teilweise gar keine Berücksichtigung fanden.

Als vorläufiges Ergebnis wurde im Oktober 2000 vom
damaligen Minister Funke das NFP-Deutschland der Öf-
fentlichkeit vorgestellt. Zuvor hatten fast alle beteiligten
Umweltschutzverbände, das Bundesumweltministerium,
das Bundesamt für Naturschutz und die GTZ deutliche
Kritik am Entwurf vorgetragen. Mehrere Umweltorgani-
sationen verweigerten dem NFP-Deutschland in der da-
maligen Fassung  ihre Unterstützung.

Die AG Wald des Forum Umwelt & Entwicklung forderte
deshalb die Bundesregierung und insbesondere Ministe-
rin Künast auf, im weiteren Verfahren ein zukunftsfähiges
Nationales Waldprogramm (NWP) für Deutschland zu
entwickeln. Die Bundesregierung muss sich dabei nach
Auffassung der NRO gemäß ihren Verpflichtungen zum
Schutz der biologischen Vielfalt, zum Klimaschutz sowie
der Umsetzung der Agenda 21 mit Entschiedenheit zu
einer umwelt- und sozialverträglichen Waldpolitik beken-
nen, und diese auf nationaler und internationaler Ebene
entschieden vertreten. Es dürften auch nicht länger Mil-
lionenbeträge aus Steuergeldern für Maßnahmen ausge-
geben werden, die im Ergebnis zu Waldvernichtung oder
-degradierung führen.

Ziel des Nationalen Waldprogrammes Deutschlands
muss nach Auffassung der NRO sein, im Einklang mit
den Nationalen Waldprogrammen der Partnerländer den
Erhalt aller Wälder der Erde durch Schutz und nachhalti-
ge Nutzung sicherzustellen. Dafür ist ein sektorüber-
greifender und ganzheitlicher Ansatz erforderlich, der die
Formulierung von Politiken, Strategien und Aktionsplä-
nen, sowie deren Umsetzung und Überwachung be-
inhaltet.

Das NWP Deutschland muss nicht zuletzt in die oben er-
wähnte Nationale Nachhaltigkeitsstrategie konsequent
eingebunden werden, der Prozess folgerichtig in der Ge-
samtverantwortung der Bundesregierung und nicht in
sektoraler Verantwortung liegen. Dies entspricht auch
der Empfehlung des Intergovernmental Panel on Forests
(IPF), das der Entwicklung Nationaler Waldprogramme
zur Umsetzung internationaler Konventionen große Be-
deutung einräumt. Die einschlägigen Aktionsvorschläge
(IPF-Proposals for Action) wurden im Juni 1997 von den
Vereinten Nationen verabschiedet (s.o.).

Die Erarbeitung eines Nationalen Waldprogrammes bie-
tet grundsätzlich einen ausgezeichneten Rahmen für die
Entwicklung einer Strategie der Bundesrepublik Deutsch-
land zum Schutz und zur ökologisch und sozial verträgli-
chen Nutzung der Wälder und ihrer Rolle in der Ent-
wicklungszusammenarbeit wie im internationalen Han-
del mit Holzprodukten in Deutschland.

Das sogenannte Nationale Forstprogramm Deutschland
(NFP), das im Oktober 2000 der Öffentlichkeit vorgestellt
wurde, erfüllte diese Aufgabe nicht. Mangels konkreter
Handlungsempfehlungen, vor allem zu nicht unmittelbar
forstlichen Sektoren und Problemen, ist es nicht einmal
geeignet, die berechtigten Interessen der Waldbesitzer und
der Forst- und Holzwirtschaft angemessen zu schützen.

3.1.1 Umwelt- und gesellschaftspolitische Argumente
für ein Nationales Waldprogramm in Deutschland

Die deutsche Waldpolitik braucht eine Neuorientierung:

● Der Schutz der Biodiversität wurde lange Zeit ver-
nachlässigt, so dass die Forstwirtschaft als zweit-
wichtigste Ursache des Artensterbens in Deutschland
gilt.

● Ökologische Waldnutzung wird bislang nur auf ei-
nem kleinen Teil der Fläche praktiziert. In Deutsch-
land sind weniger als zwei Prozent der Waldfläche
als Schutzgebiete frei von forstlichen Eingriffen. Im in-
ternationalen Vergleich ist dies eine beschämende Bi-
lanz.

● Der Wald ist durch Luftschadstoffe, den Klimawandel
verursacht von Industrie, Verkehr und Landwirtschaft
schwer geschädigt und bedroht.
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● Als Folge einer verfehlten Jagdpolitik entstehen durch
überhöhte Schalenwildbestände immense ökologi-
sche und wirtschaftliche Schäden. Dafür müssen vor
allem Steuerzahler und Waldbesitzer aufkommen.

● Weite Teile des Waldes bestehen aus gleichaltrigen,
strukturarmen Baumbeständen, die wegen ihrer
mangelnden Stabilität immer häufiger Stürmen oder
Insekten-Massenbefall zum Opfer fallen.

● Von EU, Bund und Ländern werden immer noch mit
Millionenbeträgen Fördermaßnahmen finanziert,
ohne dass deren positive ökologische Wirkung gesi-
chert ist.

● Die Verwendung und der Preis des heimischen Roh-
stoffes Holz wird erheblich beeinträchtigt durch Sub-
ventionen für konkurrierende Stoffe (v.a. Aluminium,
Stahlbeton, Stahl, PVC, Glas), für deren Erzeugung
und Verarbeitung wesentlich mehr Energie verbraucht
wird und deren Entsorgung oft große Probleme ver-
ursacht52. Dieser Preisdruck wird mitverursacht durch
Billigimporte von Holz und Holzprodukten (v.a. Zell-
stoff und Papier), die in Urwald-Regionen der Welt
immense, nicht reparierbare ökologische Schäden
hinterlassen. Die Bundesrepublik ist weltweit der dritt-
größte Handelsplatz für Holz und Holzprodukte und
importiert jährlich große Mengen Holz, die häufig
aus Raubbau, illegalem Holzeinschlag und illegalem
Handel stammen. Der steigende Verbrauch an kurz-
lebigen Holzprodukten (vor allem von Papier) steht
im krassen Widerspruch zu einer nachhaltigen Ent-
wicklung. Investitionen in anderen Waldländern, die
mitunter sogar durch Hermesbürgschaften abgesi-
chert werden, tragen zur Zerstörung oder Degradie-
rung von Wäldern bei.

● Die in den deutschen Waldgesetzen festgeschriebene
gleichrangige Sicherung der Nutz-, Schutz- und Er-
holungsfunktionen des Waldes zum Wohle der ge-
samten Gesellschaft ist derzeit nur auf einem Bruch-
teil der Waldflächen gewährleistet.

● Eine glaubwürdige Kommunikation der Vorteile und
Qualitäten eines aus ökologischer Waldnutzung
stammenden Rohstoffes Holz wird gegenüber den
Verbrauchern staatlicherseits bisher kaum unterstützt.

3.1.2 Zielvorgabe eines Nationalen Waldprogramms
Ziel des Nationalen Waldprogrammes (NWP) muss sein,
die Erhaltung der biologischen Vielfalt und der vielfälti-
gen Aufgaben der Wälder und deren Schutz und nach-
haltige Bewirtschaftung sicherzustellen, basierend auf
der Gleichbehandlung aller Waldfunktionen, so wie es
auch das Bundeswaldgesetz vorschreibt.

Dazu sind zunächst sämtliche für den Wald wesentliche
Einflüsse und Probleme umfassend zu analysieren. Eini-
ge der Probleme liegen innerhalb des Waldsektors (z.B.
Waldbewirtschaftungskonzepte). Viele Einflüsse gehen
aber von anderen Sektoren aus (v.a. Luftschadstoffe,
Holzsubstitute, Klimaänderung). Zu beachten ist auch
der Einfluss Deutschlands auf Wälder außerhalb der
Landesgrenzen (z.B. Holzimporte, Entwicklungszu-
sammenarbeit, UN-Konventionen, illegaler Holzhandel).

Forderungen des Forums Umwelt &
Entwicklung

Ein Nationales Waldprogramm sollte deshalb sich
gleichrangig mit den folgenden Problemfeldern aus-
einandersetzen:

● Biodiversität und Wald
Status Artenvielfalt, Schutzgebiete, Förderung
von Naturschutzmaßnahmen, bedrohte Wald-
gesellschaften, walddynamische Prozesse

● Der Wald als aktive und passive Größe im Klima-
geschehen
Einfluss des Waldes auf das Klima, Auswirkun-
gen der Klimaänderungen auf den Wald,
Einfluss von Luftschadstoffen auf den Wald,
Kohlenstoffhaushalt

● Importe und Exporte von Holz
Bilanzen, illegaler Handel, Raubbau-Holz (öko-
logische und soziale Probleme), bedrohte Baum-
arten und Waldökosysteme, Plantagen, Inan-
spruchnahme von Wald und Landressourcen für
Importe

● Der Einfluß Deutschlands im Rahmen der interna-
tionalen Waldpolitik
Waldpolitik von IWF und Weltbank, EU, ITTO,
UN-Konvenionen, UNFF, FAO, Hermes-
bürgschaften und Wald, Menschenrechte und
Waldpolitik, nachhaltige Entwicklungs-
zusammenarbeit
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● Der Einfluss von Holzsubstituten auf Wald und
Holzmarkt
Rechtliche und fiskalische Behandlung der wich-
tigsten Substitute, Vergleiche von Ökobilanzen,
Förderung der Holzwirtschaft und des Holzab-
satzes, Subventionsvergleiche, Energiebilanzen

● Der Wert des Waldes
Bilanzierung der Wirkungen des Waldes und der
Leistungen der Waldnutzung (außer Holz-
nutzung), für die Gesellschaft, Honorierungs-
systeme für nichtforstliche Leistungen, v.a.
Wasserschutz, Lärmschutz, Erholungsfunktion,
Schutzfunktionen

● Besondere Bedeutung und Probleme der Schutz-
wälder im Gebirge
Zustand, Bedrohung, holzwirtschaftliche Nut-
zung, Jagd, Waldweide, Information der Bürger

● Jagd und Wald
Bilanzierung ökologischer und ökonomischer
Schäden, ökonomische Erträge durch Jagd, Ver-
ursacher und Träger der Kosten

● Förderung der Waldbewirtschaftung
Förderung des privaten und kommunalen Wald-
besitzes, Aufwand für Staats- und Bundeswald

● Wald und Erholung/Tourismus
Bedeutung von Waldschutzgebieten, Wäldern,
Forsten und Plantagen für Erholung und Touris-
mus; Belastungen für Forstbetriebe

● Waldbewirtschaftung in Deutschland- Rolle der
Zertifizierung
Darstellung verschiedener Waldbau- und
Bewirtschaftungskonzepte, Auswirkungen z.B.
Sturmanfälligkeit, Zertifizierung, transgene Ge-
hölze

● Bedeutung von Forst- und Holzwirtschaft
wirtschaftliche Bedeutung, Arbeitsplätze, Ländli-
cher Raum, Privatisierung, Rationalisierung

Wir fordern die Bundesregierung auf, das Thema
Wald in ganzheitlicher und global verantwortlicher
Form im Rahmen ihrer geplanten Nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie zu behandeln.

3.2 Wald in der Entwicklungszusammenarbeit

Im Mai 2002 wurde vom Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit das neue „Sektorkonzept
Wald und nachhaltige Nutzung“ vorgestellt. Bemerkens-
wert ist zunächst die Genese dieses Konzeptes. Erstmals

wurde damit im BMZ ein Sektorkonzept in einem breit
angelegten fachlichen Dialog unter partizipativer Beteili-
gung u.a. von NRO entwickelt. Das neue Sektorkonzept
ist für alle Institutionen der staatlichen EZ ab sofort ver-
bindlich, es dient als Richtschnur für die Länderpro-
grammierung und Ausformulierung von Sektorschwer-
punktprogrammen.

Eine Neuformulierung des Tropenwaldsektorkonzeptes
aus dem Jahr 1992 war schon deshalb überfällig, weil
der Wirkungsbereich deutscher EZ längst über den
Tropenwaldbereich hinaus reicht. Geboten war sie auch,
weil bisherige Vorgaben keinen hinreichenden Schutz
boten vor Fördervorhaben, die den dauerhaften Wald-
ressourcenschutz unterliefen. Bis heute gibt es dafür
praktische Beispiele in EZ Vorhaben.

Bemerkenswert am neuen „Sektorkonzept Wald und
nachhaltige Nutzung“ sind insbesondere die folgenden
Punkte:

● Waldressourcenschutz und nachhaltige Nutzung von
Waldressourcen wurden handlungsstrategisch auf
eine Stufe gestellt

● Von Waldressourcen unmittelbar oder mittelbar ab-
hängige Bevölkerungsgruppen wurden demonstrativ
in den Mittelpunkt der Zielorientierung gerückt

● Die Bekämpfung von illegalen, zerstörerischen Ein-
griffen in Waldökosysteme wurde zu einem
Schwerpunktarbeitsfeld deutscher EZ deklariert

● Intersektorale Politikkohärenz wird operationalisiert

● Verbindliche ökologische und soziale Mindest-
standards (Safeguards) wurden eingeführt

Lehrgang zur nachhaltigen Management von Tropischen Wäldern in Papua Neu-Guinea
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● In diesem Zusamenhang werden erstmals Projekt-
Sollbruchstellen vorgesehen

● Projektentwicklungen wurden an partizipative Beteili-
gung der Hauptzielgruppe lokale Bevölkerung kon-
ditioniert

● Für Zertifizierungsinstrumente werden hohe, FSC-
analoge Standards gefordert

Im Sinne dieser weitgehend neuen Vorgaben kann man
fast von einem historischen Fortschritt im Sinne einer an
Nachhaltigkeitszielen orientierten Geberkonditionierung
sprechen. Es wäre zu wünschen, dass dieses neue
Sektorkonzept als Vorbild für die Fortschreibung anderer
BMZ-Politiken herangezogen wird.

Aus NRO-Sicht wäre eine noch stärkere Konditionierung
sicher wünschenwert gewesen. Auch weist das Papier aus
deren Sicht noch Schwachstellen auf, etwa was den Stel-
lenwert Nationaler Waldprogramme angeht, die nach
den Sektorkonzept als tragende Säule deutscher EZ-Ori-
entierung dienen sollen, per se aber keine Garantie für
Nachhaltigkeit im Waldsektor bieten. Unbefriedigend
bleibt beispielsweise auch, dass das Sektorkonzept kaum
konzeptionelle Vorgaben liefert für Kompensations-
mechanismen für gebotene Nutzungsverzichte und
Finanzierungsinstrumente zum dauerhaften Waldschutz.

Aber es ist nach jahrelangen Bemühungen ohne Frage
ein demonstrativer Schritt in die richtige Richtung - wenn
(und nur dann!) es ebenso stringent wie geradlinig in

die operative Handlungsbene deutscher EZ im bi- und
multilateralen Berteich umgesetzt wird.

Forderungen des Forums Umwelt &
Entwicklung

Das neue Sektorkonzept Wald muss ab sofort auch
zur verbindlichen Maßgabe deutscher
Verhandlungsstrategien in internationalen wald-
relevanten Instrumenten werden.

Die fachlichen Vorgaben müssen konsequent und
umgehend, auch durch interne Mitarbeiterschulung,
an alle zuständigen Referate des BMZ, nachgeschal-
tete Ausführungsorganisationen und praktischen
Handlungsebenen in Projekten vermittelt werden.

Das Sektorkonzept muss unmittelbaren Eingang fin-
den in die Neukonditionierung und
Zwischenevaluierungen auch aller laufenden wald-
relevanten EZ-Projekte.

Das Sektorkonzept sollte im BMZ zum Anlass ge-
nommen werden, andere Politiken des Ministeriums
im Sinne einer fachlichen Harmonisierung auf den
Prüfstand zu stellen.

Das Sektorkonzept sollte unmittelbar einfließen in
die Formulierung eines umfassenden, ganzheitli-
chen Nationalen Waldprogramms.

51 Perspektiven für Deutschland. Unsere Strategie für eine
nachhaltige Entwicklung
52 Angesichts der großen und teilweise hochsubventionierten
Konkurrenz von Holzsubstituten (z.B. Aluminium, PVC) macht
es wenig Sinn, den Holzabsatz alleine mit millionenschweren
Werbekampagnen zu fördern. Im Rahmen einer sektorüber-
greifenden Strategie wäre vielmehr dafür zu sorgen, dass ein
Rohstoff wie z.B. Aluminium, für dessen Erzeugung das 120-
fache an Energie verbraucht wird, nicht durch niedrige Strom-
preise subventioniert wird.
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